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Wirtschafts-vollste
Von Ministerialrat Dr. F e ß le r.

I. Mehr als in Zeiten ruhiger Entwicklung ist in Not und Krise
die Wirtschaftspolitik des Staates von ausschlaggebender Bedeutung.
Drum ist sie dann teils die Hoffnung schwer leidender Erwerbsstände,
teils der Gegenstand heftiger Angriffe. Jedenfalls wird sie von

der breitesten Öffentlichkeit mit hohem Interesse verfolgt.
So erscheint es zweckmäßig,über Grundlagen, Ziel und An-

wendungsformen der Wirtschaftspolitik in der Tagesgeschichte kurz
zu berichten. -

II. Der Erwerbssinn ist der starke Motor des wirtschaftlichen
Lebens, der, mit Umsicht und Geschicklichkeit gepaart, den einzelnen
heraushebt aus der Masse der ihm Gleichgestellten, der aus techni-
schen und organisatorischen Fortschritt drängt, der manchmal vor

dem Einbruch in fremde Wirtschaftsfphären nicht zurückschrecktund
der den Völkern ihr Gepräge und ihren Erfolg im Kampfe um die

Güter dieser Erde gibt. Wer den Erwerbsfinn in diesen vielgestal-
tigen Formen erfaßt, der kann die Wirtschaftsgeschichte der modernen

Staaten verstehen und kann ein Bild gewinnen von der Wirtschafts-
politik des eigenen Volkes.

Diese Wirtschaftspolitik hängt entscheidend davon ab, wie sich
die öffentliche Gewalt zur Betätigung des Erwerbssinns des ein-

zelnen stellt. Läßt sie ihm die volle wirtschaftliche Freiheit oder

schränkt sie diese ein und in welchem Grade? Mit der vollen wirt-

schaftlichen Freiheit ist stets verbunden das grundsätzlich unbe-

schränkteEigentum an allen wirtschaftlichen
Gütern. Ie mehr die wirtschaftliche Frei-

schaftskrise im Inland mit dein Millionenheer von Erwerbslosen
drängen auf Preisabbau. Wie kann die öffentliche Gewalt nun

diese Senkung der Preise herbeiführen?
Der alte Satz, daß sich der Preis nach Angebot und Nachfrage

richtet, hat seine grundlegende Bedeutung nicht verloren. Ist-die
Menge, die auf den Markt drückt,stärker als der Bedarf, so werden
die Preise sinken, bis sich die Nachfrage hebt und mit dem Angebot
ausgleicht. Tritt eine Verknappung der Ware ein, so steigert die

Nachfrage den Preis, bis der Ausgleich durch Nachlassen der Nach-
frage erfolgt. Dieses wirtschaftliche Gesetz kann die öffentliche
Gewalt nicht durch Machtgebot ändern. Will sie die Preise senken,
so muß sie das Angebot steigern und nötigenfalls Schranken weg-

räumen, die der natürlichen Preissenkung entgegenstehen. Mit

Höchstpreisenund Strafandrohungen kann das iel nicht erreicht
werden. Die Erfahrungen der Kriegszeit mit chleichhandel und

Wucherpreisen schrecken.
Auf zwei Wegen kann die Regierung eine Steigerung des An-

gebots und damit einen Druck auf die Preise anstrebem Durch Maß-
nahmen auf dem inneren Markte und Zulassung der Einfuhr fremder
Waren.

Mit Maßnahmen des inneren Marktes beschäftigt sich die

Kartellpolitik.
Der Zusammenschlußvon Unternehmern in Vereinigungen mit

"

loferer oder engerer Bindung hat regelmäßig
den Zweck, den Markt bestimmter Erzeug-

heit eingeschränktwird, desto enger begrenzt nisse zu regulieren. Die Produktion soll nicht
sich auch der Begriff des Eigentums; und

wo dieser Begriff ganz-beseitigt ist, da gibt
es auch keine wirtschaftliche Freiheit mehr.

Wie der Staat in diesen Fragen ent-

scheidet, richtet sich nach den Weltanschau-
ungen, die in ihm wirken und nach der Ein-

«

stellung zu Zweck und Ziel des menschlichen
Daseins.
« In der deutschen Reichsverfassung ist
deutlich zu erkennen, wie bei ihrer Schasfung
diese Weltanschauungen »und die Theorien
der wirtschaftlichen Freiheit und der wirt-

schaftlichen Gebundenheit miteinander ge-

rungen haben. Das Ergebnis ist die grund- ..

sätzliche Anerkennung der wirtschaftlichen ETCOI

Freiheit und des Privateigentums. Nur .f0mQW0lGl1
durch Gesetz und in dessen Rahmen können WEIMSCMIM

sie beschränkt werden. Gesetze sind also
möglich zur Ordnung des Wirtschaftslebens
unter Eingriff in die private Wirtschafts-
sphäre des einzelnen. Richtschnur für diese
Gesetze soll die Gerechtigkeit sein und ihr
Ziel, allen ein menschenwürdigesDasein zu
gewährleisten.
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userlos gesteigert, der Konkurrenzkampf aller

gegen alle soll ausgeschlossen oder doch we-

sentlich gemildert, der Preis auf einer be-

stimmten Höhe gehalten werden. — Den Vor-
teilen dieser Regelung für die Allgemeinheit-
Vermeidung übermäßiger Preisschwankuns
gen, gleichbleibende Beschäftigung der Ar-

gegenüberstehen. Dies dann, wenn die In-
dustrien ihre Preise übersteigern, wenn sie
die Bindungen auch auf den Zwischen- und

ölo Einzelhandel ausdehnen und jede dieser Grup-
pen übermäßige Gewinne macht. — Es ist
im allgemeinen schwierig, über diese Bindun-

53'0 W gen und ihre Wirkung einwandfreie Feststel-
- lungen zu treffen. Noch schwieriger ist es zu

entscheiden, ob im Einzelfall die Gewinne

übermäßig sind.
Wenn sich dies aber bei vernünftiger

Nachprüfung ergibt, dann rechtfertigt sich ein

starker Druck des Staates auf das Preis-
niveau, zumal in den Notzeiten, in denen die

natürliche Gegenwirkung der Käufer gegen-
über Teuerungen nicht immer abgewartet
werden kann. Aufhebung der Preisbinduns
gen führt dazu, daß die freie Konkurrenz mit

ihrer preisdrückenden Wirkung wieder in

LUM die Erscheinung tritt. Die Preise sinken.
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schen Charakters, die Regelung des Eins und

Auswanderungswesens,- die Fremdenpolitik
und das Gesundheitswesen. Bildung ist für die wirtschaftliche Zu-
kunft des einzelnen und der Allgemeinheit von größter Wichtigkeit.
Der Staat fördert sie. In der Sozialpolitik wirkt sich seine Sorge
für die wirtschaftlich Schwachen aus. Wohnungs- und Siedlungss
politik fügen sich in diesen weiten Rahmen ein, auch die Finanz-
politik der öffentlichen Hand in ihrer Bedeutung für die Lebens-

haltung, und die Verkehrspolitik, die auf die Bewegung der Güter
und Menschen in starkem Maße einwirkt.

Wirtschaftspolitik im engeren Sinne ist die Einflußnahme der

öffentlichen Gewalt auf die produktiven Stände. Diese Einfluß-
nahme kann allgemeiner Natur sein, wenn sie über die einzelnen
Berufskreise hinweggreift, sie kann sich auch auf letztere beschränken.
So wirken sich Grundsätze in der Politik zur Beeinflussung der

Preise, der Kartelle, des Handels und in der Hingabe von Subvens
tionen über einzelne Erwerbsstände hinaus einheitlich aus, während
sich die Maßnahmen der Agrarpolitik, der Mittelstandspolitik und
der Industriesörderung zunächstauf diese Kreise einstellen.

In der Anwendung der allgemeinen Grundsätze im Ein elfall
wieder handelt es sich um Maßnahmen im Rahmen der Wirts aftss
politik, die sich mit bestimmten Erwerbszweigen befaßt.

HI. Von zentraler Bedeutung sind die Probleme der all-

gemeinen Preispolitik.
« Der Preissturz auf den Weltmärkten, dessen außerordentliche
Ausmaße nicht immer voll gewürdigt werden, die furchtbare Wirt-

550

Maßnahmen des inneren Marktes sind
auch Verhandlungen, die von der Regierung

mit Vertretern der Wirtschaftsorganisationen über freiwillige
Senkung der Preise geführt werden. Es ist zu begrüßen, daß Ver-

handlungen dieser Art in jüngster Zeit sauf dem Gebiete der Brenn-

stoffe, bei den wichtigsten Nahrungsmitteln, Brot, Fleisch und Milch,
bei einzelnen Markenartikeln und anderen Waren beachtliche Erfolge
erzielt haben. Im Interesse der gesamten Volkswirtschaft liegt es,
wenn diese Bewegung rasche und kräftige Fortschritte machen wollte.

Auch wenn der Staat Auslandsware, die durch Zölle fern-
gehalten wird, unter Ermäßigung dieser Schranken ins Land läßt,
drückt das billigere Angebot den Preis.

Nur schwer wird sich der Staat dazu entschließen, von diesem
einschneidenden Mittel Gebrauch zu machen; denn seine Handels-
politik verfolgt das Ziel, die inländische Produktion in verständigem
Ausmaße gegen die ausländische Konkurrenz zu schützen. Dies ge-
bietet schon die Rücksicht auf die Arbeiterschaft. Kapital und Pro-
duktionsmittel würden mit dieser in unübersehbaremAusmaße
brachgelegt, wenn der Inlandsmarkt der billigeren Auslandsware

schutzlos preisgegeben würde.
Mit erschreckender Deutlichkeit tritt diese Tatsache jetzt bei der

Landwirtschaft in die Erscheinung. Der Zusammenbruch der Welt-

getreidemärkte und Schleuderangebote aus dem Osten können sie
vernichten, wenn der Staat sie nicht durch Zölle schützt. Trotz
schwerer Bedenken hat er es in rasch steigendem Maße getan. Der

"

Preis ländlicher Erzeugnisse ist im Durchschnitt so nicht wesentlich
gesteigert worden,«es war nur möglich, ihn auf einer einigermaßen

beiterschaft können schwerwiegende Nachteile .
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erträglichen Höhe zu halten, während er sonst auf«die Hälfteseines
Standes abgestürzt wäre. Der Nutzen, den der·Preissturzim Innern
der Verbraucherschaft gebracht hätte, wäre ein dauernder Schaden
für die ganze Volkswirtschaft geworden, denn mit der Vernichtung .

der deutschen Landwirtschaft, von der ein Viertel der Bevölkerung

lebt, wäre das Rückgrat des inneren Marktes zerbrochen.
Ziel der Handelspolitik ist: neben dem angemessenenSchutzedes

inneren Marktes den deutschen Waren im Auslande eine moglichst
weite Verbreitung zu sichern. Darum wird

»

bei den Handels-
vertragsverhandlungen mit fremden Staaten in schwierigenund

langwierigen Auseinandersetzungen gerungen. In die hohen Zoll-
mauern der Gegner muß Bresche gelegt, dem deutschen Exporteur
muß vor allem gesichert werden, daß er auf dem ausländischen
Markte nicht schwereren Belastungen unterliegt, als die anderen

Wettbewerbsstaaten. Darum ist das wichtigste Ziel dieserVerhand-
lungen die gegenseitige unbeschränkteMeistbegunstigung gewesen.
Sie bedeutet den« Grundsatz, daß alle Vorteile, die in dem Vertrags-
staate irgendeinem anderen Volke eingeräumt werden, ohne weiteres

auch den deutschen Waren zugute kommen. Auf diesem Grundsatz
ist das ganze deutsche Handelsvertragssystem aufgebaut. Es kann

für sich den Erfolg in Anspruch nehmen, daß die deutsche Ausfuhr

dungen, die so gemacht werden, muß zu erwarten sein, daß ihr
Nutzen die sonst unvermeidlichen Schäden überwiegt. Wenn der

Osten des Reiches an der unnatürlichen Grenzziehung zu verbluten

droht, wenn Ratlosigkeit und Verzweiflung dort schlimmste Aus-

wirkungen befürchten lassen, dann müssenReich und Staat mit allen

verfügbaren Mitteln eingreifen, um wirksame Hilfe zu bringen.
Stets aber darf«es sich nur um vorübergehende Maßnahmen 'in

äußerstenNotfällen handeln.
IV. Diese Grundsätze und Grundanschauungen gelten in allen

Anwendungsformen der Wirtschaftspolitik. Wie die Agrarpolitik
die Grundgedanken von Zoll- und Förderungspolitik deutlich macht,
so zeigt sie auch die volle Entfaltung der staatlichen Energien in
den verschiedensten Richtungen. Produktionsförderung, preis-
stützung,Maßnahmen der Rationalisierung der Betriebe und Stan-

dardisierung der Produkte, Betriebserhaltung,sUmschuldung, Kredit-

hilfe, Marktbeobachtung, Betriebsberatung in mannigfacher Form,
Berufsausbildung und viele andere Einzelmaßnahmen sollen zu-
sammenwirken, um die Produktivität der Landwirtschaft und ihre
Aufnahmefähigkeit für die Erzeugnisse und Leistungen der anderen

Berufsstände zu erhalten.
Erhaltung und Förderung des Mittelstandes ist das Ziel der

in den letzten Jahren fortgesetzt gestiegen ist,
während die der wichtigsten Konkurrenz-
länder erheblich-e Rückschrittegemacht hat.

Eine bedeutsame Rolle spielt der Völker-
bund in den Erörterungen über die Welt-

preisgiutzemömveutscnlondwsfuthss
Mittelstandspolitik des Staates. Er kennt
die Bedeutung des Handwerks, der kleinen

«Gewerbetreibendenund des Einzelhandels
und sucht sie in ihrer Selbständigkeit und

Eigenart zu schützen.Er regelt ihr Bildungs-
wirtschaftspolitik. Der internationale Güter-
.austausch leidet noch immer unter den Nach-
wirkungen des Krieges. Zwar hat die Welt-

wirtschaftskonferenz des Jahres -1927 richtig
erkannt, daß die Welt schließlich erst wirt-

schaftlich gesunden kann, wenn die Hemm-
nisse mehr und mehr beseitigt werden, die
dem Güterverkehr über die Landesgrenzen

On FOMQWMGH
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wesen, ihr-e Zusammenschlüssein Jnnungen
und Hand-werkskammern, sorgt für ihre
Berücksichtigung bei der Vergebung öffent-
licher Lieserungen und Leistungen und faßt
feine Fürsorgetätigkeit im ,,Reichskommissar
für das Handwerk und Kleingewerbe« zu-
sammen.

«

Die Jndustriepolitik des Staates er-

entgegenstehen. Die meisten Staaten aber schöpft sich nicht in Maßnahmen der Han-

sindkuntJdemssDruckeuåinsicilktellzarferNgthund dels-, Zoll- und Kartellpolitik, sie sucht durch
star er ntere entenw’ n e ie en e ren inmiiiokdonnn

,
-
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durch Auftragserteilung großen Stils den Werken
. nicht gefolgt. Sie haben die Hemmnisse des OHDORSTOffGn - DlOIsSOHkWG und ihrer Bele a t über die Kri enzeit

Weltverkehrs seither gesteigert, statt sie zu onforilwclrom 1,90 gsch f s

verringern. Die Lage aller ist dadurch ge-
wiß -nicht besser geworden.

Nun zeichnen sich in den letzten Genfer o,
Verhandlungen Entwicklungslinien ab, die
auf einen engeren Zusammenschlußmehrerer
Staaten zu gemeinsamem Warenaustausch

ffhinauslaufen. Nicht mehr nur Verträge
zwischen zwei Gegnern, sondern mit einer
Anzahl von Ländern sollen geschlossen,
anderen Staaten soll die Möglichkeit des
Beitritts zu diesen ,,plurilateralen« Verträgen
gegeben werden. Die Sonderabmachungen,

9·1

in Millickdekl

029 hinwegzuhelfen. Sie greift auch hier fördernd
und regelnd in das Bildungswesen ein. Mehr
noch als bei den anderen Erwerbsständen
wirken sich in der Industrie die sozial-
politischen Maßnahmenauf die Betriebe aus.

Finanzpolitik und Verkehrspolitik spielen,
wie auch bei den anderen Erwerbszweigen,
eine entscheidende Rolle.

·

Ersparnisa. V. So zeigt sich der enge Zusammenhang
-;:«-Pkeissonkunq aller wirtschaftspolitischen Maßnahmen der

»in « öffentlichen Gewalt im weitesten Sinne.

JWSYMMZAlle sind aufeinander abzustimmen, alle

müssen zusammenwirken zu dem einen
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die sie enthalten, sollen von der allgemeinen
Meistbegünftigung ausgeschlossen sein.
Darüber hinaus wird die Frage erörtert, ob es möglich ist, zu

Zollunionen zu gelangen, in denen sich die Staaten zu einem großen
Zollgebiete unter Wegfall der zwischen ihnen liegenden Zoll-
schranken zusammenfinden. Ähnlich kam in der ersten Hälfte des
vorigen Jahrhunderts in Deutschland unter.preußischer Führung
der Zollverein zustande. Wie dieser erst den raschen wirtschaftlichen
Aufschwung Deutschlands ermöglichte,so kann auch vielleicht in
späterer Zeit eine Zollunion besonders für Europa die dringend er-

forderliche Ausweitung des inneren Marktes bringen.
Die Verwirklichung dieser Zukunftspläne wird noch in weiter

Ferne liegen. Vorläufig kann die deutsche Wirtschaft des Zoll-
schutzes noch nicht entbehren. Ihre Lage ist so schwierig, daß sich
der Staat zu weiteren fördernden Hilfsmaßnahmen, insbesondere
auf dem Gebiete der Landwirtschaft, gezwungen sah. Diese Hilfe
durch Hergabe von Geld oder Kredit des Staates unterliegt an sich
schweren Bedenken. Denn das Geld der Steuerzahler wird be-
stimmten Berufszweigen oder örtlich begrenzten Bevölkerungs-
kreisen zugeführt Diese und andere Bedenken müssen aber zurück-
treten, wenn es sich um Sein oder Nichtsein tragender Berufsstände
oder schwer gefährdeter Landstriche handelt. Von den Aufwen-

großen Ziele, das die Verfassung für die
. Wirtschaftspolitik festlegt.

Damit diese enge und zielsichere Zusammenarbeit, zumial in den

Zeiten schwerer Wirtschaftsnot, gewährleistet ist, wird die gesamte
Wirtschaftspolitik getragen von dem einheitlichen Willen aller Mit-

glieder der Reichsregierung. Im Ausgleich widerstreitender Ge-

sichtspunkte faßt das Reichskabinett die maßgebenden Entschlie-
ßungen, deren Durchführung bei den zuständigenReichsministerien
liegt. Der Reichswirtschaftsrat steht der Reichsregierung als be-
ratendes Organ zur Seite. Er setzt sich aus hervorragenden Wirt-

schaftssachverständigen
aller beteiligten Bevölkerungsschichten zu-—

ammen.

Vl. Es ist für jeden wichtig, daß er sich wenigstens in ganz
großen Zügen ein Bild von der Wirtschaftspolitik des Staates und
den wirtschaftlichen Zusammenhängender Gegenwart macht. Denn

je ernster sich die Wirtschaftslage gestaltet, desto größere Bedeutung
gewinnt die Wirtschaftspolitik für das Schicksal des einzelnen und
des ganzen Volkes. Die Notzeit kann als härter Lehrmeister jedem
die Schicksalsverbundenheit aller Berufsstände zum Bewußtsein
bringen. Wenn sie in diesem Sinne wirkt, wenn sie alle Bevölke-
rUnsszchichten zusammenführt zu neidlosem Verstehen, dann sind
die Opfer nicht umsonst gebracht, die sie von allen fordert.

Die Revisionsfrage -

Das unvorhergesehene Ausmaß der Weltwirtschaftskrife hat die
Zweifel an der Durchführbarkeit des youngplans in Deutschland
und im Ausland mit solcher Wucht einsetzen lassen, daß wir uns

schon nach einem halben Jahre nach Inkrafttreten des Plans mitten
in einer Erörterung seiner Revisibilität befinden. Die Ungeduld,
mit der, namentlich in Deutschland, auf beschleunigte Staatsaktion
gedrängt wird, wächst mit Zunahme der Krisenerscheinungen, das
Zögern der verantwortlichen Staatsmänner findet nur wenig Ver-

ständnis. Und doch ist solch Zögern heute noch am Platze, und so

wurde von der Reichsregierung bekanntgegeben, daß sie von einer

solchen Aktion einstweilen absehen wolle. In der Zwischenzeittun
wir gut daran, die Lehren aus der verfrühten Revision des Dawess
plans zu ziehen und kühlen Blutes die Voraussetzungen zu prüfen,
unter denen nach dem heutigen Stande der Dinge überhaupt eine er-

neute Aufrollung des Reparationsproblems in Frage kommen kann.
Die so gestellte Frage, die vielleicht das zentralsie Weltwirts

schaftsproblem überhaupt betrifft, ist zu komplex,um hier erschöpfend
behandelt werden zu können. Ihre hauptsächlichstenSeiten sind das

Zöl
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außerdeutscheProblem, das spezifisch deutsche problem und das

allgemeine Problem der Veränderung der Weltwirtschaftsverfassung.
Diese Probleme, deren Einzelheiten teilweise nur angedeutet werden

sollen, werden unter dem Gesichtspunkt der eingegan-
genen internationalen Verpflichtungen betrachtet.
Der Gedanke des Vorgehens mit anderen als friedfertigen Mitteln,
also Krieg oder Repudiation, bleibt außer Betracht; ebenso der Fall

«

des »Zerreißens« des Plans, das den Gläubigermächten letzten
Endes die volle Handlungsfreiheit wiedergeben würde, um die Aus-

führung der Verpflichtungen aus dem youngplan sicherzustellen.
Das letztgenannte Problem, die Veränderung der Weltwirt-

schastsverfassung, hat im Rahmen der internationalen Abmachungen
nur insoweit selbständige Bedeutung, als die daraus folgenden Er-

scheinungen entweder die Haager Abmachungen über den youngplan
unanwendbar machen oder im Falle ihrer Aufrechterhaltung den

Weltfrieden gefährden würden (Art. 19 der Völkerbundssatzung).
Die ,,Nachprüfung«der Verträge ist abhängig von einer Aufforderung
der Völkerbundsversammlung,setzt also im vorliegenden Falle eine

solche Verschärfung der allgemeinen Wirtschaftskrise voraus, daß
ihre Behebung nach der Überzeugung aller Mitglieder der Bundes-

versammlung nur durch Änderung der Haager Abmachungen selbst
ermöglicht wird. Da man unterstellen kann, daß sich eine solche s-

allgemeine Überzeugung heute noch nicht finden würde, soll «das
Problem der Veränderung der Weltwirtschaftsverfassung an»dies»er
Stelle nicht erörtert werden. Dasselbe lgilt für die Möglichkeit,
das Reparationsproblem außerhalb der Jetzt abgeschlossenen Repa-
rationsverträge durch Beseitigung des Kriegsschuldparagraphen oder

Hinweis auf den Bruch der Lansingnote aufzurollen. Unter den

heutigen Verhältnissen bleiben demnach für die Erörterung die Mög-
lichkeiten und Voraussetzungen der Schutzklauseln der Haager Ab-

machungen über den youngplan.

I. Einstellung des Auslandes.

Um die Haltung des Auslandes gegenüber der jetzigen Repa-
rationsdiskussion zu verstehen, muß man sich klarmachen, daß
der youngplan kein wirtschaftlich, sondern ein politisch zustande-
gekommener Vertrag ist, der die sogenannten Mindestbedürfnisse
der Gläubigerländer berücksichtigt.Die Forderungen der ehemaligen
Kriegsgegner, nicht die wirtschaftliche LeistungsfähigkeitDeutsch-
lands gaben diesem Vertrag sein Gepräge, ganz abgesehen davon,
daß die Reparationsverpflichtung selbst auf gewissen politischen
Voraussetzungen beruht. An dieser mit unendlichen Schwierig-
keiten und Zeitaufwändenzustandegekommenen Regelung wollen

die Gläubigerregierungen so ange wie irgend möglich, d. h. solange
die eigene öffentlicheMeinung nichts anderes verlangt, festhalten.
Sie vertreten daher in der

Frage
der Revision den Standpunkt

restriktiver Vertragsauslegung. o nehmen die französischenPolitiker
den Standpunkt ein, daß der im Falle außerhalb eines deutschen
Moratoriums auf deutsche Initiative hin zusammentretende bera-

tende Sonderausschuß lediglich zur Prüfung der deutschen Wirt-

schafts-, Währungss und Finanzlage im Hinblick auf die Ver-

pflichtungen Deutschlands nach dem Plane da sei, aber nicht für
Revisionsvorschläge zuständig sei. Sie haben ferner unterstrichen,
daß die »Endgültigkeit« der getroffenen Reparationsregelung fest
verankert worden sei, d. h. nicht nur in der Präambel des Haager
Hauptabkommens, sondern auch im materiellen Text selbst. Die

Kommerzialisierungsidee des youngplans beruht auf ähnlichen Er-

wägungen. Die amerikanischen Sachverständigen haben daher z.B.
die Parole ausgegeben, daß im Geschäftsverkehr der B.J.Z. das

Wort Reparation möglichst gemieden werden solle.
Die gegnerischen Sachverständigen waren sich trotz allem dar-

über klar, daß ihr Werk keinen Anspruch auf Dauerwert erheben
könnte, ja sie haben untereinander den Kampf darum, wer im Falle
eines »Versagens« Deutschlands der Leidtragende sein solle, mit

großer Erbitterung geführt. Das Ergebnis ist die Zweiteilung
der Annuitäten in geschützteund ungeschützteund die parallel dazu
durchgeführteKonstruktion eines unbedingten Anspruchs auf
Leistung der sogenannten ,,indemnitö nette«, des »Saldos« (Wieder-
aufbauzuschlag) und eines bedingten Anspruchs auf Bezahlung
der interalliierten Schulden. Die Revisibilität dieser letzten Ver-

pflichtung ist sogar ausdrücklich in dem Sondermemorandum des

Plans anerkannt worden, nach welchem im Falle eines Nachlasses
der Schulden innerhalb der ersten 37 Jahre Deutschland zwei Drittel,
den Alliierten ein Drittel des Nachlasses zufallen sollen —« hierbei
ist aber zu berücksichtigen,daß die Erleichterung erst nach Berück-
sichtigung aller für die Erleichterung maßgebenden »Gegenfaktoren
materieller oder finanzieller Art« eintreten soll -——;die Erleichterung
eines Nachlasses in den letzten 22 Jahren soll Deutschland ganz
zukommen. ·

Der Revisionsgedanke ist also mit Hilfe der Alliierten
in den Plan selbst eingebaut, und man kann sagen, daß die Jnis
tiative Deutschland geradezu zugeschoben worden ist. Dies wird

auch durch die Haltung Englands und Frankreichs gewissermaßen
bestätigt. Beide Länder lehnen strikte eine Initiative zwecks Auf-
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rollung der Schuldenfrage gegenüber Amerika, das allein für den
Nachlaß in Betracht kommt, ab. Beide wollen honorige Schuldner
ihrer einmal unterzeichneten Verpflichtungen sein und bleiben.
Sie möchten auch durch Angehen ihres Gläubigers die Kredit-
würdigkeit ihrer Länder nicht aufs Spiel setzen. Wird die Schulden-

xkage.

aber einmal von anderer Seite aufgerollt und läßt sich
merika auf einen Nachlaß ein, so haben diese Länder den doppelten
"Vorteil:» sie erhalten einen bisher durchlaufenden Reparations-

betrag (ein Drittel des Nachlasses) künftig zur eigenen Verwendung,
und sie stärken ihre finanzielle Weltgeltung gegenüber dem hilfs-
bereiten Gläubiger Amerika; sbei Frankreich würde zu diesem
doppelten Vorteil noch die Belassung seines unverhältnismäßig
hohen ungeschütztenReparations-»Saldos« treten.

Diese Lösung ist zu schön,um wahr zu werden. Die Vereinigten
Staaten haben vor und nach dem youngplan betont, daß sie von

einer Verquickung der Reparations- und der Schuldenfrage nichts
wissen wollten; Staatssekretär Stimson hat dieser Tage bestätigt,
daßdie offizielle Haltung nach wie vor die gleiche sei. Allerdings
ist heute schon ein, wenn auch nicht großer Teil amerikanischer
Privater,-vor. allem aus der Geschäftswelt und Wissenschaft, einem

Schuldennachlaßgünstig gesinnt, und wie der neue Kongreß oder
eine neue Regierung diesem Problem gegenüberstehenwird, läßt
sich nicht sagen; aber ein Schuldennachlaß mit besonderen Vorteilen
für Frankreich und England ist heute in Amerika so unpopulär,
daß eine Lösung in dem von den alliierten Sachverständigen an-

gedeuteten Sinne wenig Aussicht auf Verwirklichung hat. Amerika

hat, wie seine Führer-wiederholt zugegeben haben, Verständnis für
ein Entgegenkommen einem in der Leistungsfähigkeit behinderten
Schuldner, gibt also an sich die wirtschaftliche Betrachtungsweise
des Reparationsproblems zu, es lehnt aber die politische Wieder-

erörterung der Schuldenfrage ab. Wir können also vor der Situation

stehen, daß Amerika sich u. U. verständnisvoll für die Erörterung
der eigentlichen Reparationsfrage interessieren würde, während es

die Schulden unangerührt wissen möchte,daß es alsoselbst möglichst
voll bezahlt zu bleiben wünschte, aber eine Ermäßigung des Repa-
rationssaldos der Alliierten für möglich hielte, während die Alliierten
an ihrem Saldo unverrückt festhalten wollen, aber die Erörterung
des (amerikanischen) Schuldennachlasses begünstigen. Kann man

unter diesen Umständen davon sprechen, daß der Schlüssel zur Lösung
der Reparationsfrage bei Amerika liegt, weil es mehr als 60 v.H.
der Reparationsleistungen als letzter Empfänger bezieht? Jn Wahr-
heit wird es bei Amerika und den Alliierten liegen, beide werden,
wenn etwas geschehenmuß, ihren Teil dazu beitragen müssen; dies
wird auch der Grundgedanke einsichtiger Amerikaner —- wie Owen

young — sein, wenn sie der offiziellen These entgegentreten, daß
Reparationen und Schulden völlig getrennte Gebiete seien.
Daß Frankreich sich wieder bis zum äußersten gegen eine Er- -

mäßigung der deutschen Verpflichtungen wehren wird, kann nach den

bisherigen Nachrichten ohne weiteres· unterstellt werden. Bei
Amerika kommt zu feiner traditionellen Abneigung gegen einen

Schuldenerlaß gegenwärtig noch hinzu, daß der beträchtliche Rück-

gang der Steuereinnahmen den Steuerzahler, der ohnehin in der

Furcht vor weiterer Belastung lebt, revisionsfeindlicher macht. Eng-
lands Haltung wird durch die sog. BalfoursNote bestimmt; es ver-

langt auf jeden Fall so viel, swie es selbst an Amerika zu zahlen
hat; Nachlässezieht es nur in Erwägung, wenn diese Vorbedingung
erfüllt ist; was es aber unter seinen Zahlungen an Amerika ver-

steht, hat Snowden noch vor kurzem erkennen lassen, indem er iauch
die Berücksichtigung der englischen Vorleistungen im Betrage von

4 Milliarden RM. —- einschließlichZinsen —- forderte. Kurz, eine

Verständigung beider Gläubigergruppen,Amerikas und der Alliierten,
über ein positives Entgegenkommcn gegenüber Deutschland setzt
heute ein großes Maß von Einsicht und gutemWillen voraus. So
wie die Dinge heute liegen, dürfte wahrscheinlicher sein, daß sich
die Verständigung zunächstumgekehrt, in Richtung einer gemein-

saäienAbwehrfront gegen ein jetziges Revisionsverlangen anbahnen
w rde.

Wie stellt sich das Ausland nun gegenüber einem deutschen
Moratorium ? Das Moratorium ist eine Erfindung der

Alliierten; es ist Bestandteil der zahlreichen interalliierten Schulden-
fundierungsabkommen und von keiner Begründung und Voraus-

setzung abhängig. Der youngplan schuf auch ein deutsches Mora-

torium, und die Sachverständigenhaben sich »bemüht, die Vor-

schriften hierfür so zu regeln, daß die Deutschland gewährten Rechte
nicht größer als die der Gläubigerländer würden«. Dementsprechend
verkürzt das youngmoratorium die Rechte der Alliierten grundsätz-
lich nicht. Jm Gegenteil, es läßt einzelnen Ländern, insbesondere
Frankreich und Jtalien, noch erhebliche Salden zur eigenen Ver-

wendung. Dazu ist es kein volles Aufbringungsmoratorium, wie
das der Alliierten, sondern es besteht aus einem Transfermoras
torium, d. h. mit Ausnahme der Devisen für die ungeschützte
Annuität von 612 Millionen RM. wird während des ersten Jahres
der volle Rest, aber in Reichsmark, bei der Reichsbank für die

B.J.Z. eingezahlt, und einem Zahlungsmoratorium, d. h. die
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äl te der geschütztenAnnuität im zweiten MoratoriumsjahrbrauchtEigiesemJahre auch nicht aufgebracht zu werden. praktisch sieht
ein zweijähriges Transsers und Zahlungsmoratorium etwa so aus:

1. (Moratoriums-) Jahr (x931-32)
·

Annuität. . . ·
- 1618 Mill-

»— · »

ungeschützterTeil - UZ » ; sie werden in Devisen ubers

tragen
geschützterTeil .

= jooo ,,

2.(Moratoriums-) Jahr (x932-3»3)
Annuität . . . .

- x622 Mill.

ungeschiitzter Teil - 6l2 »

eingezahlt.

; sie werden in Devisen über-
ragen

; hiervon wird die Hälfte, also
530 Mill., auf RM.-Konto

eingezahlt, die restlichen
530 Mill. brauchen nicht
aufgebracht zu werden.

geschützterTeil .
- sooo ,,

ZsIahr (1933-34)
Annuität. . . .

- 1744 Mill.

Rückstand aus d.

2.Jahr . . .
= 530 »

·

zusammen 2274 Mill.; sind aufzubringen und

mit den ange-
sammelten RM.-
Beträgen von

rooa-I-530 Mill. - szs » zuzüglich der

Moratoriumszinsen- x69 »

also insgesamt - 3979 Mill. in Devisen zu übertragen.

Hierzu kommen noch folgende Zahlungem
l. an Amerika . . . . 66 Mill. jährlich (stundungsfähig)
2. an Belgien . . . . 2l,5 ,, ,, (evtl.inSachleisiungen

, zu bewirken)
Z. Dawesanleihe ca. . .« 86 » » (nicht stundungsfähig)
q.younganleihe1x3 . . ZU «,, ,, (nichtstundungsfähig).
Da die Reparationszahlungen in gleichen Monatsraten bewirkt

werden, wird die jeweilige Rate um zwei (bzw. ein) Jahre
aufgeschoben. Diese Raten sind in anderen Rhythmen fällig ials die

Ratenzahlungen der Alliierten an Amerika. Anpassungsbestrebungen
der Alliierten sind durch die Amerikaner bei den Beratungen der
Statuten und Treuhänderabmachungender B. J.Z. vereitelt worden.-

;sie werden auf RM.-Konto·

Infolgedessen entstehen für England, das die größten Fälligkeitss
verpflichtungen (am 15. Juni und 15. Dezember jedes Jahres) hat,
schon bei normaler Abwicklung des youngplans zeitweise Unter-

schüsse. Jm Moratoriumsfalle steigen sie aber zeitweise (15. De-

zember-) bis auf 500 Millionen RM. und mehr. Auch Belgien hat »

vorübergehendbeträchtliche Ausfälle. Frankreich ist aus der anderen

Seite verpflichtet, den Garantiefonds bei der B.J.Z. auszufüllen
(bis zu 500 —Millionen RM.), um den Vorteil seiner hohen unge-
schütztenAnnuität teilweise zum Ausgleich zu bringen. Hierzu
kommt, daß die alliierten Moratorien in sich ganz verschieden sind
und z. T. erst überhaupt von späteren Jahren ab zu laufen beginnen.
Endlich ist ungewiß, in welchem Umfange der einzelne Schuldner-
bzw. Gläubigerstaat von seinem Moratoriumsrecht Gebrauch machen
wird, so daß kein beteiligtes Land im Falle einer deutschen Mora-

toriumserklärung weiß, welche der Varianten (es sind einige Tau-

send) bei den übrigen Ländern eintreten werden. Diese Nachteile
und Ungewißheiten,die ein deutsches Moratorium über den ganzen
Schuldenmechanismus bringt, sind für die Gläubiger Deutschlands
im höchstenMaße unbequem und haben sie veranlaßt, die größtmögs
lichen Sicherungen gegen seine Anwendung einzubauen. Sie haben
sich vor allem von Deutschland versprechen lassen, daß es aus jede
Weise bemüht sein werde, die Moratoriumserklärung zu vermeiden.

Dazu kommt ferner, daß die Alliierten aus grundsätzlichenErwä-
gungen

—- um selbst keinerlei Aussälle zu erleiden »und bei einem

Aufrollen der Reparationsfrage auch die Schuldenfragen mit ins
Rollen zu bringen — ihre eigenen Bedenken zurückstellenund im

Falle eines deutschen Moratoriums auch ihrerseits ein Moratorium
gegenüber Amerika erklären werden, also das Odium der Kredit-

schädigung,das für sie mit einem solchen Schritt verbunden ist, mit
in Kaus nehmen müssen. Alle diese Momente erklären die Abnei-
gung gegen einen deutschen Moratoriumsschritt und lassen schärfste
Kampsstellungunserer Gläubiger erwarten. Vergegenwärtigt man

scch nun, daß der Beratende Sonderausschuß,der aus die Morato-

riumserklärunghin sofort zusammentritt, in ähnlicherWeise wie das
Gremium der pariser Sachverständigenzusammengesetzt sein wird,
daß wir also wieder damit zu rechnen haben, gegenüber einer nicht
nur geschäftlich,sondern auch politisch denkenden Körperschaft in ab-

soluterMinderheit zu sein, so sieht man alles in allem, welche Schwie-
rigkeiten Deutschland erwachsen müssen,wenn es—selbst im Rahmen
seiner vertraglichen Rechte-— einen selbständigenSchritt in der Repas
rationsfrage unternimmt, ohne daß die allgemeinen politischen Vor-

aussetzungen für sein Gelingen auch im Ausland vorhanden sind.
(Ein zweiter Aufsatz folgt.)

Johannes Kepler.
Von Hans Dominik.

»Es stieg wohl keiner je so hoch
wie einstens Kepler siieg.«

Mut 15. November 1650 schloß Johannes Kepler die Augen
in Regensburg zum letzten Schlaf. Dorthin war der

Hofmathematikus Kaiser Ferdinands 11. gezogen, um beim

Reichstage seine Ansprüche auf 12000 Gulden riickständiges
Gehalt durchzusetzen, um sich und die
Seinen vor dem Verhungern zu retten.

Jn jahrzehntelangen Himmelsbeobachtungen hatte Kepler der
Natur ihre Geheimnisse abgebauscht und diese Gesetze entdeckt. Be-
stätigt und gekrönt wurde sein Werk 100 Jahre später durch
Jsaak Rewton, der aus der allgemeinen Anziehungskrast mathe-
matisch errechnete, was Kepler empirisch gefunden hatte. Die
Religionswirren und der Zojährige Krieg machten Keplers

Leben unstet und abenteuerlich. Jm-
mer wieder vertrieben und an neuen

Ein Fieberanfall warf ihn nieder, aus

Kummer und Rot ging der größte Geist
seiner Zeit in die Ewigkeit. ·

Jn dem Dreigestirn Kopernikus,
Kepler und Rewton, das uns die Wunder
des Himmels enthüllte, steht er in der
Mitte. Mehr ahnend als wissend stellte
Kopernikus die neue heliozentrische Lehre
auf, nach der die Sonne ruht, die Erde
und alle anderen planeten um dies Zen-
tralgestirn kreisen. Auf dieses Fundas
ment stellte Kepler seine drei Gesetze von

der Planetenbewegung. Sie lauten:

I. Die Planeten bewegen sich auf
Ellipsen, in deren einem Brenn-

punkt die Sonne steht.
2. Die Verbindungslinie zwischen

einem Planeten und der Sonne

(der Leitstrahl oder Radius

vector) beschreibt in gleichen
Zeiten gleiche Flächen.

Z. Die Quadrate der Umlaufzeiten
zweier planeten verhalten sich
wie die dritten Potenzen ihrer
mittleren Entfernungen von der
Sonne.

s

—- —

Kepler-Gedächtniafeler in der Negenaburger Walhalla
Oben: Die Walballa

Stätten von neuem beginnend, erlangt
der Zojährige den Ruf des größten Astro-
logen der Zeit, weil einige seiner Pro-
phezeihungen, die er der allgemeinen Sitte
folgend in einen Kalender gesetzt hat, sich
wunderlich erfüllen. Kaiser und Feld-
herren nehmen ihn deshalb in ihre
Dienste, nicht seiner Wissenschaft, son-
dern seiner astrologischen Künste halber,
und der größte Astronom und klarste
Kopf jener Zeit wird auf solche
Weise das Vorbild des Seni in Schillers
Wallenstein.

Dabei bleibt er viele Jahre hindurch in
einer gewissen Mystik verfangen. Jmmer
wieder ist er bemüht,die alte platonische
Lehre von der Harmonie der Sphären an

den Planetenbahnen nachzuweisen. Noch
im Jahre 1616 glaubt er gefunden zu
haben, daß die größten und kleinsten Ge-
schwindigkeiten beim Saturn und Jupiter
sich verhalten wie die Schwingungszahlen
bei der großen Terz und der Quinte
und schließt daraus weiter, daß jeder
Planet aus seiner Bahn ein musi-
kalisches Intervall durchlaufe. Aber
dann ringt ·er sich wieder zur ex-
akten Wissenschaft durch und formuliert

ZZZ
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im März 1618 jene Gesetze, die seinem Namen die Unsterblichkeit
bringen sollen.

Die Lehre Keplers mußte«im17. Jahrhundert etwa ähnlich wie

heute die Relativitätstheorie Einsteins wirken. Auch den Gebil-

deten jener Zeit klarzumachen, daß oben und unten nur relative

Begriffe sind, und daß der Erdball mit allem was darauf lebt und

webt mit ZosSekundenkilometern durch den Raum saust, mußte

reichlich ebenso schwer sein, wie unserer Generation die Relativität

von Zeit und Raum mundgerecht zu machen. Damals wie. heut
fielen wissenschaftliche Taten von revolutionierender Größe mit

unerfreulichen politischen Verhältnissen zusammen. Erstaunlich und

überraschend groß ist die Ähnlichkeit jenes Zeitalters, dem Johannes
Kepler das wissenschaftliche Gepräge gab, mit dem unseren. Dessen
soll man sich bewußt sein, wenn man des Mannes gedenkt, der vor

Zoo Jahren verschied.

Reue Frankreich-Literatur
Von Dr. K. Schwendemann.

Die Beschäftigung mit dem Problem Frankreich ist in der Nach-
kriegszeit in Deutschland und anderswo außerordentlichrege. Wir
haben Ursache, uns mit unserem westlichen Nachbarn, der politisch in

so vieler Hinsicht unser Schiksal ist, auseinanderzusetzem bzw. davon
Kenntnis zu nehmen, wie dies anderwärts geschieht. Deshalbseien
eine Anzahl neuer Bücher über Frankreich hier besprochen. (Sieburg,
Gott in Frankreich? lFrankfurter Sozietätsdruckerei x9291- Curtiuss

Bergsträsser, Frankreich, Band I, Die französischeKultur-, Band 11,
Staat und Wirtschaft Frankreichs, sDeutsche Verlagsanstalt Stuttgart,
Berlin und Leipzig x950], Andre Siegfried, France-, A Study m

Nation-UND New Haven 1930,—»StephenH. Roberts, Eistory ok

Froueh Colonial Polioy, London, King sc Son 1929, 2 Bände und

schließlichCarlton J.H. Hasses, France-, A Nation ok Putriots, soo-
lumbja Universit Press, New york 19Zo]). Das Buch von Hayes
ist eines aus einer eriez die Hayes mit anderen unter dem Titel »so-M
and eoonomio Studios ok Postwar Pranco« herausgibt, und die erst
zum Teil erschienen ist. Diese Sammlung wertvoller Studien über

Einzelprobleme Frankreichs verdient besondere Beachtung.
Sieburgs Buch ist der Versuch einer Deutung der Gesamt-

haltung des Franzosentums nach innen und außen. Sieburg will

die Lebensgesetze dieser Nation a·ufdecken,ihre geistigen und politi-
schen Beziehungen zur übrigen Welt erfassen und die politischen
Grundanschauungen und Ziele ans Licht stellen.
Buch eines Fachmannes, eines Gelehrten, sondern die Gesamt-
impression eines geistreichen, scharfäugigen, vielseitigen Schrift-
stellers, der nachdenklich französischesLeben mitgelebt und sich ein-

dringlich um französischesDenken, Fühlen und Streben gekümmert
hat. Die Summe seiner Beobachtungen, Eindrücke und Schluß-
folgerungen liegt vor uns, gleichermsaßenmit tiefer Sympathie wie

mit kritischem Verstand formuliert. Jn einzelnen nicht nach syste-
matischem Plan aufeinander folgenden Kapiteln, die alle gleich vor-

trefflich geschrieben sind und in denen es von geistvollen und treffen-
den Formulierungen wimmelt, erfahren wir viel Grundlegendes
über französischesWesen, etwa über Frankreichs Verhältnis zum
Rassegedanken, über die Verführerin Geschichte, über des Franzosen
Verhältnis zur Kultur, zum Kapital, zur Mutter Erde und vieles

andere.- Besonders bedeutsam sind auch die Folgerungen über das

deutsch-französischeVerhältnis und über Frankreich als Hindernis.
Es ist eines der geistvollsten, aufschlußreichstenBücher über Frank-
reich, eines das iauch deshalb besonders wertvoll ist, weil es eine

Gesamtinterpretation Frankreichs versucht, und zwar ohne histori-
schen und philologischen Wissensballast aus der unmittelbaren und

vielseitigen Beobachtung heraus. Mit Nutzen liest man nach dem

Sieburgschen Buche gleich das von Garlton Hasses. Beide bestätigen
und ergänzen sich. Wenn Sieburg das hochgesteigerte französische
Nationalgefühl, das zugleich ein Zivilisationsbewußtsein und ein
Glaube an die Einzigartigkeit des eigenen Wesens ist, in vielfachen
Brechungen vor uns aufleuchten läßt, so sucht Hayes nachzuweisen,
mit welchen Mitteln der heutige Franzose so höchstpatriotisch ge-
macht wird, und die Einrichtungen aufzuzeigen, durch die das fran-
zösifcheNationalgefühl geformt und gestärkt wird. Schule, Kirche,
militärische Einrichtungen, Presse, Kino und manches andere
werden auf Grund eines umfangreichen Materials und unter Ver-

wertung des neuesten französischenSchrifttums über all diese Dinge
untersucht. Wenn wir bei Sieburg die innere Geschlossenheit des

fran ösischenGeistes aufgezeigt finden, so sehen wir bei Hasses den
Me anismus, der diese Geistesart in jedem Franzosen immer aufs
neue erzeugt, wachhält und verstärkt. Höchst interessant, was er

uns über die Struktur des französischenSchulwesens, über die Lehr-
inhalte sagt, mit denen der französische Mensch geformt wird.

Zweierlei ist sichtbar: Die Formung des französischenMenschen
mit dem nationalen Geistesgut, das ihm besonders unter den Ge-

sichtspunkten der Erweckung zur Liebe zu seinem Lande und Volks-
tum und der Stärkung der Bereitschaft, für die Verteidigung des-

selben ,notfalls alles daranzusetzen, dargeboten wird, ferner die

eringe Bedeutung nichtfranzösischenGeistesgutes bei dieser Be-

ehrung. Auch wer über diese Dinge schon manches wußte und die

Hintergründe der· uns immer wieder überraschenden nationalen Ge-

ösi

Es ist nicht das
«

schlossenheitFrankreichs zu kennen glaubte, lernt bei Hasses gar
vieles, und erst recht drängen sich ihm Vergleiche mit deutschen Vers .

hältnissen auf. Diejenigen, die in Deutschland für Lernen und

Lehren verantwortlich sind, müßten das Buch von Hasses aufmerksam
studieren.

Neben diesen beiden Büchern eines Amerikaners und eines

Deutschen steht das des Franzosen Siegfried. Es ist die Wieder-

gabe einer Anzahl Vorträge, die Siegfried, einer der besten Kenner
der politischen Struktur seines Landes, im Williamstown Institute
of Politics gehalten hat« also der Versuch, amerikanischen Stu-
denten eine kurze und fa liche Interpretation französischenWesens,
wie es sich politisch äußert, zu geben. Mit der Klarheit und Objek-
tivität geschrieben, die man von Siegfried kennt, bietet es eine Ein-

führung in die geistig-politische Struktur Frankreichs. Siegfried
versucht zugleich französischesund

angelxächsisches
politisches Denken

einander gegenüberzustellenund ihre We ensverschiedenheit zu zeigen.
Besonders lesenswert ist das etwa ein Viertel des Buches ein-
nehmende Kapitel über den französischenTharakter,· das wiederum-

zu Dergleichen mit den Deutungen von Sieburg oder Hayes reizt.
Siegfried geht davon aus, daß Frankreich ein altes Land ist, dessen
Struktur und Charakter unmodern seien, weil schon zu Zeiten der

Französischen Revolution ausgeprägt. Frankreich ist noch heute ein
Tand von Bauern und Bürgern mit Bourgeoisgeist, dessen höchstes
Ziel Sicherung des Lebensstandards der Kinder ist, und der ebenso-
sehr im Spartrieb, der Beschränkung der Kinderzahl, wie politisch
in dem ewigen Ruf nach Sicherheit zum Ausdruck kommt. Die
Liebe zur Erde, der Zusammenhang des Volkstums und seines
Geistes mit den Urkräften des Bodens werden ähnlich wie bei Sie-
burg formuliert. Höchstwertvoll ist sodann, was Siegfried über

"

die Psychologie der Parteien und über die politische Nachkriegsents
wicklung Frankreichs ausführt. Wenn man auch geneigt sein wird,
manches anders zu sehen als Siegfried, so sind seine Anschauungen
doch immer anregend und aufschlußreich. .

Das Werk’von CurtiusiBergsträsser ist eine Parallele zu dem
bekannten Standardwerk von Dibelius über England. Da Curtius,
wie er in der Einleitung zum ersten Band über die französische
Kultur ausführt, der Politik und Wirtschaft fernsteht, hat er die

Bearbeitung dieser Tebensgebiete Arnold Bergsträsser überlassen.
Dadurch wirkt das Werk über Frankreich nicht so geschlossen wie
das von Dibelius über England, dessen großer Reiz gerade mit

darin besteht, daß e i n Mann alle Lebensgebiete der englischen
Nation zur Darstellung bringt. Der Band von Curtius über die

französischeKultur ist jedoch ganz ausgezeichnet. Er dürfte die

klarste und überzeugendsteFormulierung des- französischenKultur-

begriffs und der verschiedenen Wesenszüge der französischen
Kultur enthalten, die wir bisher besitzen. Aus langjähriger
Beschäftigung und umfassendem ·Wissen schöpftCurtius seine Defi-
nitionen und Formulierungen, deren sprachliche Schönheit und Ab-

geklärtheit man bewundert. Er entwickelt zuerst den französischen
Kulturbegriff und zeigt uns die Hauptetappen des französischen
Kulturbewußtseins, wobei die Logik und das Organische der Ent-

wicklung, die Ungebrochenheit der Tradition in Erscheinung treten,
präzisiert das Verhältnis von Nationalidee und Universalismus,
das für das französischeKulturbewußtsein so grundlegend ist, zeigt
wie die französischeKulturidee alle Schichten der Bevölkerung und
ebensosehr das Ganze des Daseins umgreift, wie es schließlichein —

Kontinuitätsbewußtsein ist, in dem das einmal erworbene Kultur-

kapital von Generation zu Generation weitergegeben und vermehrt
wird. Sodann schildert uns Curtius die natürlichen Grundlagen
der französischenZivilisationsidee, den Mangel der Fernesehnsucht,
das Verhältnis des Franzosen zur Heimaterde, die Mystik des fran-
zösischenTerritoriums, die auch geistige Verwurzelung im Heimat-
boden, die den Franzosen so selbstsicher und dem Reisen abgeneigt
machen. Curtius weist mit Recht auf die Wichtigkeit der Tatsache
hin, daß der Franzose, auch wenn er in der Großstadt lebt, irgendwo
auf dem Lande eine Heimstätte,einen festen Punkt hat, an dem er

verwurzelt ist. Er charakterisiert ferner das Verhältnis zum Rasse-
gedanken. Jn einem weiteren Kapitel werden die geschichtlichen
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Grundlagen dargelegt. Die französischeGeschichtebeginntmit·der
Romanisierung, die französischeKultur ist sonnt eine abgeleitete

·

Kultur. In einem kurzen Gang durch die Geschichte werden einige

Wesensmerkmale der Entwicklung aufgezeigt Ein besonders
schönes und bedeutsames Kapitel widmet Curtius der Literatur
und dem geistigen Leben. Hier befindet er sich auf seinem ur-

eigensten Gebiet. Er zeigt die Verbindung von.Lit·eratur-undStaat,
die Jdentifizierung der Literatur mit der Zivilisation auf, weistaus

die Zusammenhänge zwischen Politik-und Literatur hin, auf·ihren
Traditionalismus und die Tatsache, daß ihre Kraft mehr in der
Höhe des Gesamtniveaus und in der inneren Kontinuität der gei-
stigen Tradition als in der absoluten Größe der einzelnen Persön-
lichkeiten liegt, ferner daß die französischeLiteratur immer um den

Menschen kreist und in der Analyse der Leidenschaften gipfelt.
Ein weiteres Kapitel gilt der Religion, dem Verhältnis des Fran-
zosen zu ihr und auch der heutigen Situationan diesem Gebiete.
Das Kapitel über das Unterrichtswesen und das über Paris sind
nicht minder Iesenswert als die anderen, wenn sie vielleicht auch
weniger Eigenes enthalten. Trefflich ist sodann das Schlußkapitel
über di Wesenszüge der französi chen Kultur, die eine Kultur der

Reife, ine Kennerkultur, eine pätkultur ist. Während Curtius
über die verschiedensten Seiten der französischenKultur sich äußert,
vermißt man ein Kapitel über die französischebildende Kunst. Cur-
tius spricht zwar über Musik und in recht interessanter Weise, aber
von Malerei und Plastik und von Architektur ist so gut wie nicht
die Rede. Das ist bedauerlich, denn in ihnen hat sich der französische
Geist ebenfalls vielseitig und großartig manifestiert. Wie inter-
essant könnte man z. B. durch einen Vergleich zwischen französischem
und deutschem Jmpressionismus geistige Strukturunterschiede zwischen
beiden Völkern herausarbeiten, oder wie könnte man an der Entwick-

lung der französischen Architektur von der Gotik zum 17·.Jahr-
hundert Strukturwandlungen des französischenGeistes ablesenl

Der zweite Band des Werkes von Bergsträsser über Staat und -

Wirtschaft Frankreichs liest sich nach der glänzenden Darstellung
von Curtius mühsamer. Hier ist nicht die umfassende und beinahe
spielende Beherrschung des Materials wie bei Curtius, sondern das

Jnhaltliche im stofflichen Sinne überwiegt. Allerdings hat Berg-
strässer das weitschichtige Material gründlich verarbeitet und über-

sichtlich gestaltet, so daß sein Buch heute wohl die vollständigste

Zusammenfassung über Staat und Wirtschaft Frankreichs darstellt,
nützlich auch besonders deswegen, weil die einschlägige Literatur zu
jedem Kapitel übersichtlichzusammengestellt ist, so daß man von

jedem Punkt aus den Weg zu. den Quellen finden kann.

Zum Schluß das zweibändige Werk von Stephen H. Roberts,
·

History ok III-euch Colonial Policy, die neueste und umfassendste
Darstellung der französischen Kolonialpolitik. Jm ersten Band
wird ihre Geschichte, ihre Struktur,' die Entwicklung ihrer Prin-
zipien auf Grund eines umfassenden Materials dargelegt. Roberts

hat nicht nur die eigentliche Kolonialliteratur, sondern auch die

ganze Kolonialgesetzgebung und die. Parlamentssdokumentation der

letzten Jahrzehnte durchgearbeitet. Im zweiten Teil seines Werkes

gibt er dann eine Darstellung der praktischen Seite der französischen
Kolonialpolitik durch ihre Schilderung in den einzelnen Kolonial-

gebieten Frankreichs, Algerien, Tunis, Westafrika, Aquatorials
afrika usw. Jeder dieser Abschnitte gibt die Geschichte des Terris
toriums unter französischerHerrschaft, die administrative Organi-
sation, die Eingeborenenpolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
In einem besonders interessanten Schlußkapitel sucht der Verfasser
sodann Theorie und Praxis der französischenKolonialpolitik im

ganzen zu würdigen, wobei er es besonders auf einen Vergleich zwi-
schen französischerund englischer Kolonialpolitik anlegt. Der Zen-
tralismus, der ja das ganze Staatsleben Frankreichs bedingt, be-

herrscht auch seine Kolonialpolitik. Nicht Entwicklung auf lokaler

Grundlage, nicht das englische Prinzip des Selfgovernments,
sondern Subordination der Kolonien gegenüber dem Mutterlande,
adminitrativ und wirtschaftlich gleichermaßen,sind Wesenszüge der

franzöischen Kolonialpolitik. Die Kolonien sind für das Mutter-

land, nicht um« ihrer selbst willen da, und das höchsteZiel ist ihre
Eiiigliederung in den Verwaltungsorganismus Frankreichs in der
Form von Departements; kulturell die Französierung der Ein-

geborenen, sprachlich und geistig. Die Abwesenheit des Rasse-
instinkts bei den Franzosen ist die Grundlage für eine solche Ein-
stellung und ebenso die Tatsache, daß die französischenKolonien
infolge des französischenMenschenmangels keine Siedlungskolonien,
sondern Eingeborenenkolonien sind. Ob es Frankreich auf die

Dauer gelingen wird, diese Asfimilationspolitik, die heute als Asso-
ziation bezeichnet wird, auf die Dauer durchzuführen, das ist die
Frage der Zukunft.

Bon pros. Dr. Emil Devisat

Das Jahr 192o, das im März
die letzte revolutionäre Erschüttes
rung der ersten Nachkriegszeit er-

lebt hatte, sah im Spätherbst die

Gründung der »Deutschen Hoch-
schule für Politik«.

Der Gedanke war schon früher
gereift. Gewifse sehr nützliche Er-

gebnisse, die von d.er Pariser hohen
politischen Schule, der »Er-ol- libre
des sciences politiiques« erzielt
worden waren, sollten in An-

passung an die gänzlich anderen

VerhältixisseizsDeiåtschechükkrtrmgen wer en. rie ri au-

der Bekxssvkrstsxstqggszemda
m ann, dieser warmherzigfte unter

Deutschen Hochschule für Ponti- den SmßkndeutscheTPUblIZisten
(es sind ihrer so wenig), der zu-

gleich oder eigentlich eben darum ein Lehrer außerordentlichen For-
mates war, lieh dem Gedanken seine großzügige Planungskraft und
die unermüdliche und zähe Werbekrast, die gerade in kleinen Kreisen
unausgesetzt arbeitet und bleibend gewinnt. Sein Gedanke, eine ,,f·reie
Hochschule für Politik« zu begründen, entstand noch im Kriege. Die

Erlebnisse der Jahre 1918 und 1919 belegten und erhärteten die

Notwendigkeit solcher Bildungsarbeit Naumann fiel, zermalmt von

seiner Zeit. Aber ein Jahr nach seinem Tode trat die ,,Deutsche
Hochschulefür Politik« ins Leben und fand ihr Heim in der alten

Schinkelschen Bauakademie, die in schlichten geraden Maßen gegen-
über dem Schloß sich am anderen Spreeufer erhebt.

Wie alles in Deutschland hatte auch die Hochschule für Politik
sich in den ersten Jahren ihrer Arbeit als Zielscheibe jener kritischen
Bogenschützenauszusetzen, die der Meinung sind, daß sie mit wohl-
.gespitzten Pfeilen eine gesunde Sache erledigen können, und denen
die Zielkraft ihres Geschosses mehr ist als die schwere Mühe wirklich
aufbauender Arbeit. Es drehte sich die Debatte um die L e h r - u n d
Lernbarkeit der Politik, und jemand erfand jenes alberne
Argument, Bismarck sei ohne eine politische Hochschule groß ge-

lcexstone Mei- co-

Zehn Jahre Deutsche Hochschule für politis.
worden. Groß geworden ist er freilich ohne sie, aber doch unter

Bildungsbedingungen, die selbst heute nur wenigen erreichbar sind
und deren Mangel viele in einem halb oder gar nicht erfüllten Leben

zurückläßt Nicht daß Bismarck ohne politische Hochschule groß
wurde, ist das Wesentliche, sondern daß er allein, daß er bis heute
eine säkulare Erscheinung blieb, das sollte Anlaß zum Nachdenken
geben. Wer die Dinge ehrlich zu Ende denkt, stößt hier auf den
Mangel politischer Tradition und Grundneigung im deutschen Volke.
Die kann man nicht ändern, indem man die gigantische Größe eines
einzelnen zum Maßstab des Durchschnitts nimmt, die kann nur durch
mühsame, aber auf weite Sicht geleistete Bildungsarbeit geschaffen
werden, die außerhalb engstirniger Machtkämpferadikaler Gruppen
aus dem Boden unbedingter Staatsbejahung so geleistet werden muß,
daß sie Gemeingut breitester Offentlichkeit wird. Das ist in einem
demokratischen Staat das eine und erste, und das andere, ebenso
Bedeutsameist die Erziehung des »politischenMenschen«, der, um

mit Naumann zu reden, »den Trieb zur Gestaltung smenschlicher
Gemeinschaft« in sichträgt. Am besten hat dieses Ziel der ,,Deut-
schen Hochschule für Politik« wohl einer ihrer größten Lehrer und

Freunde gekennzeichnet. Max Scheler hat gesagtt »Diese HochschUle
soll beitragen, einmal den uralten tragischen deutschen Gegensatz
von Macht und Geist zu überwinden,den der neue republikanische
demokratischeStaat vielleicht noch eher gesteigert als gemindert hat;
und sie soll und kann helfen, das—an die Sonne des Tages herauf-
szxlhrem dessen Sein oder Nichtsein in kommenden Tagen nach
meiner festen Überzeugungdas Schicksal dieses Staates entscheiden
wird: das Werden einer deutschen Elite.«

Praktischwurde diesem Ziel, wie jedem großen Ziel, nicht ohne
Fehlschlage und Irrwege zugestrebt. Aber wer auf diese zehn
Jahre praktischer politischer Bildungsarbeit zurückblickt,darf mit

Freude und Genugtuung feststellen, daß man im rechten Kurs ein

gutes Stück vorwärtsgekommen ist. Der starke,- mit Stolz und Jn-
ständigkeit seit jeher betonte Forschpngsdmng der Universitätemihr
«-nternationaler Ruf und ihre gefellschaftliche Geltung bilden ein
Monopol, das zu brechen die Hochschule für Politik nie VeksUchtes
Sie fand ihr eigenes, dem unmittelbar praktischen Leben und der
in ihm oft einzig maßgebendenBewährung naheliegendes Gebiet.
Sie gab die geistige Erkenntnis ebenso wie die- Technik des
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Handwerkszeugs für unmittelbar

praktische Arbeit: der politischen
Kunst gab sie die notwendige, die

technische, die substantielle Grund-

lage. — So wandte sie sich in allen
der Politik wesenswichtigen Lebens-

gebieten aktuellen, gegenwartsnahen
Erkenntnissen zu, ohne sie darum an

die Oberfläche zu drängen. Ober-

flächenlehre oder Tiefenlehre sind
hier wie überall Sache der Persön-
lich·keiten,der Lehrer wie der Schü-
ler. Unter den Lehrern hat die Hoch-
schule vielen jungen Kräften Gele-

genheit gegeben, lehrend zu lernen,
zu lernen von einer Schülerschaft,
die — wie es keine Universität bie-
ten kann —

zum Teil schon prak-
tisch im Leben steht, werktätig ist
und im harten Existenzkampf un-

serer Tage erfahren wurde. Aka-

demische Lehrer, Politiker, Beamte
bilden die tragenden Kräfte dieses Lehrkörpers, der, ohne die innere

Einheit traditioneller Lehrunternehmen zu besitzen, im Ziel der

Schule selbst und der Möglichkeit, hier geistig und erkennt-

Alter Stich, der das von Schinkel erbaute Haus zeigt, vie einstige Bau-

atademie, in dem heute die Hochschule für Politik ihre volle-wichtige
Arbeit verrichtet.

nismäßig wirklich helfen zu können,
dieser Hochschule für eine große
Lehrbefriedigung dankbar sein
müssen.

So sind fast 9000 Studierende

durch diese Schule gegangen, die

sich aus den Ergebnissen wohler-
wogener Erfahrung heraus vor

einigen Jahren ein zweigegliedertes
Lehrgerüst gegeben hat (akademi-
sche und seminaristische Abteilung).
So steht sie heute da als eine

Lehrstätte eigenen Charak-
ters. Eine der wenigen Stätten

in Deutschland, wo Angehörige
nahezu aller Parteigruppen sich
finden und lehrend und lernend zu-
sammenarbeiten.
Möchte sie so in einer Zeit,

wo sich die Maxime politischer
Doktrinen überschreien, ruhig ihren
Weg weitergehen im Glauben

daran, daß es in jeder Sturmflut schließlich die Felsgründe über-
zeugungsgebundener ernster und hingebender Arbeit sind, die das

Haus der Zukunft tragen müssen.

—-- Zur Zeitgeschichte Is-

DieGenfer Abriistuagsverhandlmigen.
. In Genf tagt seit dem H. November wieder einmal der »Aus-
schuß des Völkerbundes zur Vorbereitung der Abrüstungskonferenz«.
Seine Aufgabe ist, nach dem auf der letzten Vollversammlung des
Bundes im September festgelegten Programm die vorbereitenden Ar-
beiten für die Einberufung der schon lange fälligen großen Ab-

rüstungskonferenz im kommenden Jahre endlich zum Abschluß zu
bringen. Gleichzeitig damit soll versucht werden, eine Einigung
zwischen Italien und Frankreich in der Flottenfrage auf der Grund-

lage des Londoner Flottenabkommens zustande zu bringen, ohne die

dieses Abkommen mehr oder weniger wertlos ist.
Diese Versuche haben bereits vor dem Zusammentritt des Aus-

schusses eingesetzt. Sie gingen in erster Linie von den an der See-

abrüstung besonders interessierten Mächten England und Amerika
aus. Ein besonderes Gepräge erhielten sie einmal durch die Ratt-

fizierung des Flottenabkommens durch diese beiden Mächte sowohl als

auch durch Japan, dann aber auch durch die Reise des amerikanischen
Delegierten auf den Genfer AbrüstungskonferenzenGibson nach Rom.
Einen Erfolg haben diese Versuche ebensowenig gehabt wie die Ver-

handlungen, die in dieser Frage inzwischen in Genf selbst zwischen
den Hauptseemächtenstattgefunden haben. Italien hält unverändert
an der von ihm geforderten Flottengleichheit mit Frankreich sät,Frankreich aber lehnt eine solche nach wie vor entschieden ab. s

ist bereit, dem Londoner Flottenabkommen beizutreten unter der Vor-

aussetzung jedoch, daß es berechtigt sein soll, über die ihm dann zu-
stehende Verhältniszahl in seiner Seerüstung hinauszugehen, falls es

durch italienische Rüstungen hierzu gezwungen sein sollte. Damit sind
aber naturgemäß die Schwierigkeiten, die einem Wirksamwerden des
Londoner Abkommens in der Frage der Seeabrüstung entgegenstehen,
nicht aus der Welt geschafft.

Dsie Ergebnislosigkeit dieser Versuche bedeutet eine schwere Be-

lastung der jetzigen Genfer Abrüstungstagung angesichts der aus-

schlaggebenden Rolle, die die Frage der Seeabrüstung seit jeher
bereits im Rahmen des gesamten Abrüstungsproblems spielt. Diese
Belastung ist um so größer, als inzwischen auch ein Antrag des

deutschen Vertreters Grafen Bernstorff, durch Begrenzung des jähr-
lichen Rekrutenkontingents und grundsätzliche Unterscheidung
zwischen aktiver und Reservedienstzeit doch noch zur Einbeziehung
der Reserven und durch Festsetzung des zu ihrer Ausrüstung und

Bewaffnung im Frieden bereits bereitgehaltenen Kriegsmaterials
auch zu einer Einbeziehung dieses Materials in die allgemeine Ab-

rüstung der Landstreitkräfte zu gelangen, ab elehnt worden ist. Die

Ablehnung erfolgte gegen die Stimmen eutschlands, Rußlands,
Chinas, Hollands, Schwedens und Norwegens in erster Linie durch
Frankreich und feine militärischen Bundesgenossen Belgien, Polen,
die Tschechoslowakei, Rumänien und Südslavien, dann aber durch
Italien, Iapan und die Türkei, während sich England und die Ver-

einigten Staaten, anscheinend mit Rücksichtauf die Schwierigkeiten
in der Seeabrüstungsfrage, der Stimme enthalten haben. Sie macht

jede Klärung der wirklichen Rüstungsverhältnisfe durch das Ab-
rüstungsabkommen unmöglich und bedeutet, daß beispielsweise
Frankreich in Zukunft die Effektivstärke seines Heeres mit durch-
schnittlich 490 000 Mann im Iahre angeben kann, während in

Wirklichkeit ZZ 000 Offiziere, 100 000 Unteroffiziere,
250 000 Kapi-

tulanten, 250 ooo Rekruten und 220 ooo Referv sten, d. h. also ins-
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gesamt 862 000 Mann tatsächlichim Laufe des Iahres Waffendienst
geleistet haben. Dazu aber kommt, daß Frankreich jederzeit die drei

Iahrgänge der sogenannten Disponibilität mit etwa 750 ooo Mann
und seine sämtlichen Reserveoffiziere mit über 150 ooo Mann auf
Grund einfacher Heeresbefehle und ohne besondere Mobilmachungss
order einberufen kann, ohne daß dadurch die Bestimmungen des zu-

künftigen Riistungsabkommens verletzt werden. «

Sehr richtig hat deshalb Graf Bernstorff in Genf darauf hin-
gewiesen, daß ein Abkommen, das die ausgebildeten Reserven nicht
berücksichtige,die Tinte nicht wert sei, mit der es geschrieben werde.
Deutschland hat aber ein Recht darauf, eine wirkliche allgemeine Ab-

rüstung zu fordern. Dieses Recht ist nicht nur vertraglicher, sondern
auch moralischer Art. Es bindet die Vereinigten Staaten, die den

Versailler Vertrag nicht unterzeichnet haben, in der gleichen Weise
wie die UnterzeichnersStaaten dieses Vertrages, denn die Ab-

rüstungsbestimmungendes Völkerbundsstatuts sind eine Folge der

Wilsonschen Forderung auf allgemeine Rüstungsbeschränkungge-

wesen. Sie stehen mit der Entwaffnung Deutschlands und der

anderen im Weltkriege unterlegenen Länder in engstem organischen
Zusammenhang. Hauptmann Re.

Osterreiche neuer Nationalrat.

Zwei Gründe waren es, die das Ergebnis der österreichischen
Wahlen mit ganz besonderer Spannung erwarten ließen. Der eine

lag in der Frage, wie weit sichdie Sensation, welche die Reichstags-
wahl mit sich gebracht hatte, auch auf die österreichischenVerhältnisse
auswirken würde, der andere bestand in der seltenen Heftigkeit, mit

welcher der letzte Wahlkampf in Osterreich geführt worden war.

Wenn trotzdem das Ergebnis der Rationalratsw.ahlen, die in ein-

zelnen Ländern auch mit Neuwahlen für die betreffenden Landtage
verbunden waren, keine besonderen Überraschungenbrachte, so ist
dies ein untrüglicher Beweis für die Tatsache, daß ·diepolitischen
Besitzverhältnissein Osterreich ziemlich stabilisiert sind lund selbst
Wahlen unter relativen Ausnahmeverhältnissen,wie sie diesmalbe-
standen, nur die geringen Schwankungen zwischen den Parteien zeig-

ten, die auch unter ganz normalen Umständen zu erwarten sind.
Das entscheidende Merkmal des Wahlergebnisfesaber ist ohne

Zweifel darin zu sehen, daß sich die ganz überwaltigende Mehrheit
der österreichischenBevölkerung für eine normale-parlamentarische
Fortentwicklung der politischen Verhältnisse entschiedenhat. Wah-
rend die im Heimatblock vertretenen antiparlamentarischenTendenzen
nur einen Bruchteil der Mandate anderer bürgerlicherParteien er-

zielen konnten, haben es die in den extremistischen Stromungender

Nationalsozialisten und Kommunisten vertretenen Krafte zu keinem

einzigen Mandat gebracht. Auch die monarchistischeBewegunghat
mit einem so offenkundigen Mißerfolg abgeschnitten,daß in«Zu-
kunft nicht mehr ernsthaft von einer monarchistischen Restaurations-
gefahr die Rede sein kann.

· »

Davon abgesehen, läßt sich in großen Zügen die »inden Wahlen
zum Ausdruck gekommene Entwicklung dahin kennzeichnen, daß die

parlamentarische Mitte neuerlich geschwächtaus dem Wahlkampfher-
vorgeht und ihr Verlust sich zu gleichen Teilen- auf die benachbarte
Linke und Rechte aufteilt. Sicherlich ist es nur dein persönlichen
Prestige des früheren Bundeskanzlers Dr. Schober zuzuschreiben, daß
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dieser Prozeß nicht noch stärkereFortschritte gemachthat und der

unter seiner Führung zusammengeschlosseneBlockwenigstensbeinahe
den Besitzstand der Parteien wahren konnte, die hinter ihm standen.

Wenn man die Parteigruppierungen im einzelnen betrachtet,
so ergeben die zuletzt gemeldeten Wahlziffern die Tatsache,daß im

ganzen für die bürgerlichen Parteien als solche ungefahr 50 000

Stimmen mehr abgegeben wurden als bei den Wahlen im Jahre
I927, während die Sozialdemokratische Partei etwa

30 000 Stimmen eingebüßt hat. Wenn sie trotzdem ein Mandat ge-
winnen konnte, so ist dies auf die eigenartige Wahlarithmetik des
österreichischenWahlgesetzes zurückzuführen,das die großen Parteien
gegenüber den kleineren so sehr begünstigt, daß die bei ihnen für ein

-

Mandat notwendige Stimmenzahl um so geringer ist, je größer die

Gesamtziffer der für sie abgegebenen Stimmen war. Es läßt sich
jedoch nicht leugnen, daß die nicht unerheblichen Verluste der Sozial-
demokraten in den Ländern nicht bloß numerisch, sondern noch stärker
durch den Prestigegewinn aufgewogen wurden, den der absolute
Stimmgewinn der Partei in ihrer alten Hochburg Wien gebracht hat,
gegen die der scharfe Kampf der bürgerlichen Gegenparteien mit

besonderer Heftigkeit gerichtet war. Auf Grund von rd. 1,5 Mil-

lionen Stimmen bei einem Stimmverlust von etwa 30 000 ziehen
nun 72 statt wie bisher 71 sozialdemokratische Abgeordnete ins

Parlament ein. Wie allgemein erwartet worden war, sind die Sozial-
demokraten zur stärkstenPartei in Gsterreich geworden.
Über das Schicksal der Parteien, die hinter der bisherigen Min-

derheitsregierung Vaugoin standen, ist zu sagen, daß sie gegenüber
dem bisherigen Besitzstand einen Stimmengewinn aufgebracht haben,
der sich deshalb allerdings schwer fixieren läßt, weil die Christ-
lichs ozialen die letzten Wahlen mit der sogenannten Einheitss
liste geschlagen hatten, auf Grund welcher damals auch 12 groß-
deutsche Abgeordnete gewählt waren. Zum erstenmal sind im letzten
Wahlkampf die Heimwehren als wahlwerbende Partei in Er-

scheinung getreten. Es war von vornherein klar, daß sie ihre Stim-
men zum überwiegenden Prozentsatz den christlichsozialen Wähler-
massen entnehmen würden. Wenn daher die Christlichsozialen rein

rechnerisch genommen 7 Miandate verloren haben,»so ist dabei zu
bedenken, daß die meisten der Heimatblockwähler,die zusammen
8 Abgeordnetensitze erobert haben, geistig zu ihnen gezählt werden
müssen und parlamentarisch mit ihnen auch meistens zusammengehen
dürftenszSo sind aus den 73 parlamentarischen Mand.aten, welche
bisher die parlamentarische Basis der Regierung Vaugoin gebildet
haben, 74 geworden.

Dieser Erfolg ist allerdings so gering, daß an eine Fortdauer
der bisherigen politischen Konstellation nicht gedacht werden kann,
wodurch der zum erstenmal in Erscheinung getretene Schobers
Block eine Bedeutung erhält, die über seine numerische Stärke
weit hinausreicht. Die Kerntruppen dieses Blockes bildeten die

GroßdeutschePartei, die bisher 12 Abgeordnete besaß, und der Land-

bund, der über 9 Nationalratssitze verfügte. Wenn die neue Grup-
pierung auch nur 19 Mandate erzielte, so ist bei dem sich daraus

ergebenden Verlust von 2 Nationalräten zu bedenken, daß viele früher
großdeutscheWähler aus jugendlichen und studentischen Kreisen sich
diesmal zum Heimatblock bekannten, während einige Landbundorgas
nisationen die Wahlgemeinschaft abgelehnt hatten, wodurch fast
50 000 Stimmen für die ganze Gruppe verloren gingen, zu der sie

geistiggerechnet werden müssen.
in ähnliches Schicksal erlitten auch die N a t i o n a l s o z i a -

list e n
,

die trotz fast 100 000 Stimmen kein Grundmandat erreichen
konnten, während die K o m m u n i st e n überhauptnur 20000 Stim-
men aufbrachten, wodurch aufs neue bewiesen ist, daß sie in Oster-
reich keinen günstigen Boden haben.

An bedeutenderen Splittern sind nur noch die Osterreii
ch i s ch e V o l k s p a r t e i

,
eine Kleinrentnerpartei mit etwa 15 000

und die Demokratische Mittelpartei mit ungefähr 7000

Stimmen zu erwähnen-
Zeigt so das Bild der Wahlergebnisse im großen gesehen un-

gefähr dieselbe Kräfteverteilung wie bisher, so wird das neue Parla-
ment auch in personeller Hinsicht nicht sehr viel neue Gesichter auf-
weisen. Eine Ausnahme hiervon machen nur die bekannteren Heim-
wehrführer wie Starhemberg, D-r.f Pfriemer, Minister Hueber und

Steidle, die allerdings, mit Ausnahme eines einzigen Stammandats-
trägers, nur auf Grund der Reststimmenliste ins Parlament Zin-
ziehen können.

.

-

Die bevorstehende innerpolitische Entwicklung ist auf Grund des

Wahlausganges ziemlich eindeutig festgelegt. Nachdem es den Sozial-
- demokraten, die als größte Partei für die Regierungsbildung zunächst

in Frage kämen, nicht gelingen wird, eine parlamentarische Mehr-
heit-zu finden, wird neuerlich die Bildung einer bürgerlichen Koalis
tionsregierung in Frage kommen, bei dem dem neuen SchobersBlock
die entscheidende Rolle zufällt. Die Christlichsozialen haben zusam-
men mit der SchoberiFraktion auch eine Mehrheit, wenn die Heim-
wehrvertreter in Opposition bleiben würden. Ob eine solche Ent-
wicklung bevorsteht, kann heute noch keineswegs gesagt werden. Hin-
gegen steht unzweifelhaft fest, daß der Wahlausgang in Osterreich,
der, im großen gesehen, eine deutliche Absage an jeden politischen

Radikalismus bedeutet, eine normale und durchaus legale Entwick-

lung in staatspolitischer Hinsicht garantiert, die sich auf die Vertei-

lung der politischen Kräfte stützt,welche die letzten Wahlen mit aller

wünschenswertenKlarheit aufgedeckt haben. DI. W as s er b äck.

Die Gefahremniuderuug im Bergbau.
Drei Bergwerkskatastrophen haben im Laufe dieses Jahres das

deutsche Volk aufgeschreckt und herzerschütterndesLeid auf Hunderte
von Angehörigen geschüttet. Soll, so fragt sich die große Masse des

Volkes, nach wenigen Stunden der Besinnung und der Teilnahme
der düstere Alltag tief in den Eingeweiden der Erde stets neues

Unheil bringen? Nein, so verlassen und den Launen des Schicksals
unterworfen ist der Bergmann da unten nicht; es muß schon eine

ganze Reihe ungünstiger Momente zusammenwirken, wenn heute
noch eine Katastrophe eintritt. Schon nach dem Niederbringen des

ersten Tiefbauschachtes begann auch die möglichstsichere Ausgestal-
tung des Grubenbetriebes, und die Erfahrungen langer Jahrzehnte
haben die vielfachen Bestrebungen zur Sicherung menschlichen
Lebens im Bergbau zu einer Wissenschaft werden lassen. Forschung,
praktische Erfahrung und Zufall, diese drei haben schon manches
große Unheil im Bergbau verhütet, und vielleicht ist die Zeit nicht
mehr fern, wo Massenunglückeder Vergangenheit angehören. Es

ist auch für Laien in allen deutschen Gauen wissenswert, mit welcher
Intensität gerade in Deutschland den Gefahren im Bergbau zu Leibe

gegangen wird.
"

-

Jm Saargebiet, wo sich die jüngste Grubenexplosion ereignet
hat, steht auch die Wiege der amtlichen Unfallbekämpfung im

Bergbau. Hier wurde

iikxfxxkiåkikekfpiexB XRGMANNSLOS
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sung der Explosionsgefahr im Bergbau so ungeheuer wichtige
Gesteinsstaubverfahren ausprobiert und für gut befunden worden.

Feiner Gesteinsstaub wird mit Kohlenstaub vermischt oder in

Gesteinsstaubschranken aufbewahrt. Durch den Druck der Explo-
sionen mischen sich die beiden Staubarten, wodurch die Kraft der

Explosion gebrochen und die Gefahr lokalisiert oder von vorn-

herein ausgeschaltet wird. Sachverständige,die die Grube »May-
bach« befahren haben, sind sich darin einig, daß nur durch die Ge-

steinsstaubschranken weit größeres Unheil vermieden worden ist.
Jedenfalls brachte dieses Verfahren wesentliche Fortschritte gegen-
über der früher angewandten, in zahlreichen Fällen sehr problemati-
schen Streckenberieselung durch Wasser.

Einen entscheidenden Schritt vorwärts auf dem Wege der Ge-

fahrenbekämpfungim Bergbau brachte das letzte schwere Gruben-

unglück im Ruhrrevier: die Schlagwetterexplosionen auf »Minister
Stein« im Februar 1925. Von diesem Zeitpunkt an verfolgte man

den Gedanken, eine ganze Schachtanlage mit Untertagebetrieb zu
einer Versuchsgrube auszubauen. Die Stillegung von Schacht-
anlagen durch den Rationalisierungsprozeß kam diesem Vorhaben
zugute. Nach langen Verhandlungen und Überlegungenwurde am
7. Oktober 1927 endgültig die modern eingerichtete, dem preußischen
Staate gehörige Zeche ,,Hibernia«in Gelsenkirchen für diese Zwecke
ausersehen. Für Versuche hat die Grube einen jährlichen Betrag
bis zu 750 000 RM. zur Verfügung, der zu gleichen Teilen vom

Deutschen Reiche, dem Lande Preußen und der Knappschaftsberufs-·
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Ver Heime-Dienst
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genossenschaft aufgebracht wird. Die Geschäftsführung liegt in
der Hand des schon genannten Leiters der Dortmunder Versuchs-
strecke, Bergassessor Dr. BeYling. Dadurch ist die beste Gewähr für
die Zusammenarbeit zwischen der Versuchsstrecke und der Versuchs-
grube gegeben. Der Betriebsdirektor der Versuchsgrube ist Berg-
assessor SchultzesRhonhof, der zur Durchführung dieser bedeutenden

Untersuchungen aus dem Staatsdienste beurlaubt worden ist.
Gar mannigfach sind die Arbeiten zur Erforschung der Unfall-

gefahr im Bergbau. Die Versuche der »Hibernia« dienen der Ver-

hütung der beiden Hauptgefahren:
1. der Erforschung der Entstehung und des Verlaufs von

Schlagwetter- und Kohlenstaubexplosionen sowie der Prüfung
von Maßnahmen zur Bekämpfung von Grubenbränden;

«2. der Erforschung der mit der Seilfahrt zusammenhängenden
Fragen (Fangvorrichtungen, Beanspruchung und Sicherheit
von Seilen, Maßnahmen gegen Seilrutsch, Verhütung des
Übertreibens von Förderkörben usw.). .

Die Forschung auf »Hibernia« dient salso lediglich der Unfall-
beseitigung; eine Prüfung bergbaulicher Betriebsmittel auf ihre
Verwendbarkeit hin erfolgt hier nicht, oder höchstens für solche
Mittel und Apparate, die unmittelbar der Verhütung von Un-

fällen dienen.

Seit der am 1. Janaur 1928 erfolgten anetriebnahme der Ver-

suchsgrube »Hibernia« hat Deutschland als einzige Nation der Erde

einen kostspieligen Untertagebetrieb lediglich in den Dienst der Un-

fallbekämpfung gestellt. Hier können großzügige Versuche angestellt
werden, wie sie auf den Versuchsstreckenüber Tage nur mangelhaft
ausgeführt werden konnten. Die Arbeiten können sich hier unter

Umständen vollziehen, die der bergbaulichen Praxis bis ins kleinste
angepaßt sind. Dazu kommt, daß gerade »Hibernia«-Gelsenkirchen
sich wegen ihrer Lagerung ausgezeichnet für Schlagwetterversuche

eignet. »Hibernia« vereinigt in sich alle Merkmale einer schlag-
wetter- und kohlenstaubgefährlichenSteinkohlengrube. Namentlich
in früheren Jahren trat sie wegen ihrer starken Grubengasentwick-
lung unter den Zechen des Ruhrreviers unliebsam hervor. Jnfolge
des steilen Einfallens der Fettkohlenflöze,die den meisten Kohlen-
staub entwickeln, war die Kohlenstaubentwicklung insbesondere im

Nordfeld der Grube stets beträchtlich. Schließlich sind die Gruben-
baue schon in große Teufen vorgerückt, ein Umstand, der die Ge-

fährlichkeit noch steigert, was für die Zwecke der Versuchsgrube er-

wünscht ist. Die Versuche werden hauptsächlich auf der U. und

12. Sohle in 710 und 882 m Tiefe ausgeführt. Nach umfassenden
Vorbereitungen werden hier willkürlich Explosionen hervorgerufen,
die dann unter den verschiedenartigsten Bedingungen genau beob-

achtet werden. Zur Auswertung der Ergebnisse ist ein physikalisches
Laboratorium eingerichtet. Jn den Explosionskammern sind beson-
ders eingehende Untersuchungen über die Flammen- und Funken-
wirkung von Sprengstoffen und Zündmitteln beim Schießen unter

natürlichen Verhältnissen und bei "schlagenden Wettern angestellt
worden. Zum Vorgehen in erstickenden, giftigen Gasen nach Explo-
sionen ist eine Rettungstruppe mit den erforderlichen Geräten vor-

handen. Die Mannschaft erhält hier die für Ernstfälle unbedingt
notwendige Schulung. Auch die hinsichtlich der Seilgefahren an-

gestellten Versuche haben für den praktischen Grubenbetrieb schon
manche sicherheitlichen Vorteile gebracht.

«

-

Technik und Wirtschaft sind ohne Kohle nicht«mehr zu denken,
und dennoch muß der Schutz des menschlichen Lebens über der Jagd
nach den schwarzen Diamanten stehen. Ein großzügiges, neuartiges
Unternehmen zur Lebenssicherung der Bergarbeiter ist, wie aus vor-

stehender Skizzierung hervorgeht, auf der Zeche »Hibernia« ent-

standen und hat in den fast drei Jahren des Bestehens schon überaus
fruchtbare Arbeits geleistet. Zwar läuft der Vertrag vorerst nur bis

zum Jahre 1932, hoffentlich wird er aber auch über diese Zeit hinaus
verlängert» denn es ist höchstePflicht von Reich, Staat und Berufs-
genossenschaft, daß das Leben der UntertageiPioniere nach Kräften
gesichert und entgiftet wird. Gerade die letztengroßen Unfälle haben
bewiesen, daß es auf diesem Gebiete noch manches Rätsel zu lösen
gibt, und das kann nur in unermüdlichen fachmännischen und

wissenschaftlichen Versuchen erfolgen. Mögen die öffentlichen Haus-
halte in dem vor uns stehenden Notjahr noch so sehr zusammen-
gestrichen werden, einig werden sich alle Deutschen darin sein, daß
für dieBekämpfung der Unfallgefahr im Bergbau keine Mark ab-

gestrichen werden darf. Und sollten für besondere Versuche neue

Mittel angefordert werden, dann wird kein Abgeordneter durch eine·
Ablehnung sein Gewissen belasten wollen. Und den weiteren vor-

beugenden Arbeiten der Versuchsgrube sei der alte, schlichte Berg-
mannsgruß ,,Glückauf«zugerufenl Leo H a mp , Gelsenkirchen.

.

Die britiwe Reichsconferenz.
Am I. Oktober ist in London die vierte britische Reichskonferenz

zusammengetreten. Sie Unterscheidet sich sowohl in ihrem Äußeren
als auch in bezug auf die auf ihr zur Verhandlung stehenden Pro-
bleme sehr wesentlich von ihren drei Vorgängerinnen. Die erste
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derartige Konferenz im.Jahre 1917 war eine Kriegskonferenz. Jhre
Aufgabe war die einzelnen Teile des britischen Weltreiches in die

widerstandsloseGefolgschaft der Londoner politischen Führung zu
bringen. Die beiden folgenden Konferenzen in den Jahren 1921
und 1926 trugen ausgesprochen politischen Charakter. Die erste
von ihnen hatte sich in erster Linie mit Fragen der Reichsverteidis
gung, mit dem Fortfall des englischen Bündnisses mit Japan und
der kurz bevorstehenden Washingtoner Abrüstungskonferenz zu be-

fassen, die zweite dem inneren Aufbau des britischen Reiches dem

fortgeschrittenen Charakter der Dominions entsprechend eine neue

Form zu geben. Sie hat das britische Weltreich zu einem Staaten-
bund gemacht, in dem die einzelnen Dominions Kanada, Reufundi
land, Australien, Neuseeland, Südafrika und der Jrische Freistaat
zu selbständigen,nur durch die Krone Englands verbundene Zoll-
und Wirtschaftsgebiete geworden sind, die ihre eigenen diplomatischen
Vertreter im Auslande unterhalten und selbständigeMitglieder des
Völkerbundes sind.

Die am 1. Oktober zusammengetretene vierte Konferenz soll
zunächsteinmal feststellen, ob und wie weit sich die neue Organisation
bewährt hat. Sie soll insonderheit die Frage der Stellung der

Generalgouverneure, die in den Dominions nur noch die Krone
vertreten sollen, dann aber auch die weitere Frage der Schaffung
eines britischen Weltreichgerichtshofes klären. Darüber hinaus aber

ist sie in erster Linie eine Wirtschaftskonferenz. Ihre Aufgabe
ist, die Einheit der Politik und des Handels innerhalb des Reiches
sicherzustellen, insonderheit zu einem ganzen Komplex wirtschaft-
licher Fragen Stellung zu nehmen, die sich aus dem komplizierten
britischen Welthandel und der fortschreitenden Jndustriealisierung
der Dominions ergeben haben. Beides drängt zu einer Neuregelung
der Wirtschaftsbeziehungen zwischen diesen und dem Mutterland.

Jm Vordergrund steht dabei die unter Führung von Lord Beaver-
brook einen immer größeren Umfang annehmende Bewegung für
imperiale Schutzzölle und angemessene Vorzugstarife zwischen den

Mitgliedsstaaten des Reiches. Das bisherige, aber durch die Ver-

selbständigung und Jndustriealisierung der Dominions in den letzten
Jahren ins Wanken geratene System der Vorzugsbehandlung bri-

tischer Güter innerhalb des Reiches soll weiter entwickelt und den
neuen Verhältnissen angepaßt werden, im Sinne eines Freihandels

Zinerågth
des gesamten Reiches mit hohen Zollmauern gegen fremde

mp e.
«

Hat die letzte Reichskonferenz den inneren Aufbau des britischen
Weltteiches in politischer Beziehung neu geregelt, so soll die jetzige
ihm also einen neuen wirtschaftlichen Aufbau geben. Englische
Industrieerzeugnisse gegen Rohstoffe und landwirtschaftliche Er-

zeugnisse der Dominions, das ist der Gedanke, der in erster Linie
dabei der Londoner Regierung vorschwebt, mit dessen Verwirk-
lichung dem Empire nunmehr auch in wirtschaftlicher Beziehung
eine neue einheitliche Form gegeben werden soll. Gleichzeitig
damit wird die Konferenz aber auch noch zu verschiedenen anderen

Fragen Stellung nehmen, die sich aus der Unterzeichnung des

KelloggiPaktes, der politischen Entwicklung in Ägypten, in Palästina,
im Jrak und in Indien, aus den Ostafrikaplänen der englischen
Regierung, dann aber vor allen Dingen aus dem Londoner Flottens
abkommen mit Amerika und Japan ergeben, das ganze neue Be-

ziehungen zwischen den angelsächsischenVölkern geschaffen hat.

Der jetzigen vierten Reichskonferenz kommt also keine geringere
Bedeutung für die Zukunft des britischen Weltreiches zu als ihren
drei Vorgängerinnen. Die Dominions sind auf ihr zum größten
Teil mit neuen Männern vertreten. Nur der Ministerpräsident
von Südafrika, General Hertzog, und der Ministerpräsident von

Jrland, Cosgrave, waren bereits Teilnehmer der letzten Konferenz
von 1926. Jn Kanada haben bei den letzten Wahlen die Liberialen
den Konservativen Platz machen müssen. Sie haben ihren Minister-
präsidenten Bennett geschickt. Jn Neuseeland hat das Kabinett
Coates inzwischen einem Kabinett Ward weichen müssen, an dessen
Stelle neuerdings wieder ein Kabinett Forbes getreten ist, und in

Australien ist bei den dortigen Wahlen die bisherige Koalition

BrucesPage gegenüber einer reinen Labour-Regierung unter dem

MinisterpräsidentenScullin unterlegen. Diese Veränderungen inner-
halb der einzelnen Dominions sind ebenso wie die Namen der ge-
nannten Persönlichkeiten bezeichnend für die Programme, die die
Vertreter der Dominions nach London mitgebracht haben und die
es gilt, im Jnteresse der Erhaltung der Reichseinheit auf der Kon-

ferenz auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen.

Daß dies nicht leicht ist, hat der bisherige Verlauf der Kon-

ferenz bewiesen. Daß es trotzdem aber gelingen wird, kann als
sicher angenommen werden. Wenn auch seit der letzten Konferenz
im Jahre 1926 die Selbständigkeitsbestrebungender einzelnen Reichs-
teile sich weiter gesteigert haben, so wird doch von allen der Reichs-
gedanke als solcher weiter hochgehalten. Es ist deshalb auch ver-

früht, schon jetzt auf den bisherigen Verlauf der Londoner Verhand-
limgen näher einzugehen, vielmehr angebrachter, hierzu zunächst
einmal das Ergebnis derselben abzuwarten. Rohde.
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vie amerikanische-iwartet-.
Die amerikanischen Wahlen zum Senat und Repräsentanten-

haus haben den Republ-ikanern«,also der Partei des Präsidenten,
schwere Verluste gebracht. an beiden Häuser-n bestehen zwar noch
geringfügige republikanische Mehrheiten, aber es kann sein, daß sie
bei entscheidenden Abstimmungen verschwinden, da ein Teil der

Republikaner, die unabhängigen Republikaner, häufig mit den

Demokraten zusammengehen und da gerade diese Elemente im

Augenblick besonders ver-stimmt gegen Hoover sind. Dennoch muß
man sich hüten, den Erfolg der Demokraten zu überschätzen,und
dies vor allem aus zwei Gründen.

Einmal ist die demokratische Partei innerlich noch sehr viel

zerrissener als die republikanische. Man vergißt in Europa leicht,
daß die Demokraten aus zwei völlig verschiedenen Bestandteilen
zusammengesetzt sind: den Demokraten der nördlichen Atlantik-

staaten und denen des Südens. Jene schreiben sich in der Haupt-
sache her von den noch nicht im amerikanischen Schmelztiegel auf-
gegangenen Einwanderern, den katholischen Jren, den katholischen
Jtalienern, den Ostjuden und ähnlichen Elementen, die im Staate
New york selber mächtig sind und hier ihren Konzentrationspunkt
in Tammany Hall finden. Aber auch in den nördlich von New york

gelegenenNeuenglandsStaaten, besonders in Massachusetts mit

oston., ferner in Ohio und in Illinois (Chikago) hat diese Spielart
der- Demokraten beträchtlichen Einfluß. Sie sind der republikanis
schen Partei feind wegen deren zentralisiifcher Haltung. Die
Demokraten des Südens aber, hauptsächlich die der alten Sklaven-

staaten, bekreuzigen sich vor diesen Einwanderungsdeinokraten (in
Tammanyhall sind sogar Neger zugelassenl), denn sie sind im

Punkte des Protestantismus und des Puritanismus hundert-
prozentig amerikanisch. Sie hätten gar nichts gegen einen Zentra-
lismus, wenn der streng puritanisch und protestantisch wäre, und

sie verdenken es nur heute noch der republikanischen Partei, daß «

diese gegen die Interessen des Südens für Emanzipation der Far-
bigen und für eine dem Süden nicht förderliche Jndustriepolitik
eingetreten ist. Noch heute trennt der Bürgerkrieg diese südlichen
Demokraten von den Republikanern, aber schließlich ist dies Tren-
nungsmerkmal historisch, während die Kluft zwischen den Süd- I

und Norddemokraten, da sie sich auf rein gegenwärtige Probleme
bezieht, eigentlich viel tiefer geht.

f

-

Damit hängt der zweite Umstand zusammen, der eine Über-

schätzung des demokratischen Sieges verbietet. Jn allen Grund-
problemen der heutigen politischen Situation — Tsriffrage, Ein-

wanderung, Prohibition, Abrüstungsfrage, -Jmperialismus, Wege,
um aus der Wirtschaftskrise herauszukommen, Farmerfrage —

läuft der Schnitt nicht zwischen Republikanern und Demokraten,
sondern mitten durch die Parteien hindurch. Gerade daraus er-

kennt man, wie veraltet das heutige amerikanische Parteileben über-

haupt ist, wie verblaßt die geläufigen Parteibezeichnungen sind. Es

scheint, als ob Hoover für die nächstenzwei Jahre seiner Präsident-
schaft durch den Ausgang der letzten Wahlen ziemlich lahmgelegt
sei, in Wirklichkeit jedoch steht ihm gerade in Zukunft ein weites

Betätigungsfeld offen, wenn er sich nur entschließt, in sehr viel

stärkerer und aktiverer Weise als bisher die Geschicke seines Landes
in die Hand zu nehmen.

Das eine ist zweifellos richtig an den bisherigen Beurteilungen
des Wahlresultats: es· ist als Protest gegen Hoover zu bewerten.
Man ist sehr unzufrieden mit ihm und ist bereits geneigt, ihn in
die Serie der erfolglosen Präsidenten der letzten Zeit —- siehe
Wilson und Hardsing —- einzureihen. Nun ist es ja sicher persön-
liches Pech Hoovers, daß er, der als prosperitysPräsident erster
Ordnung gewählt worden ist, gerade hineinrutschen mußte in eine

Krise, die doch im wesentlichen Maße aus der Weltwirtschaftskrise
zu erklären ist, aber zuzugeben ist auch, daß der Präsident in der

Bewältigung der Krisenerscheinungen bislang keineswegs glücklich
war. Er glaubte seiner Ausgabe zu genügen, wenn er Enquetes
Kommissionen einsetzte und sich in einem fröhlichen Optimismus
gefiel. Zunächst sagte das dem Amerikaner zu, denn der Pessi-
mismus gilt dort geradezu als Verbrechen, allmählich aber spürte
man doch, daß diesmal die Krise mit einem Lächeln nicht zu be-

seitigen ist, und so gilt denn heute Hoover zwar als ein tüchtiger
Jngenieur aber als miserabler Wirtschaftskenner.

Diese Mißstimmung egen Hoover, die sich verbindet mit einem

allgemeinen Gefühl der ilflosigkeit gegenüber der Krise, ist aber

so ungefähr das einzige, das konkret aus dem Wahlresultat heraus-
zulesen ist. Gar nichts will es besagen in bezug auf die Frage
naß oder trocken. Wenn man in Europa glaubt, daß die Abschafsung
der rohibition auf dein Marsche sei, so täuscht man sieh gründlich.
Au hier darf man eine Stimmung, wie sie unter der Einwanderers
demokratie herrscht und auch in gewissen Schichten des städtischen
Republikanertums, nicht als irgendwie beweiskräftig ansehen für
die öffentlicheMeinung im Lande. Die Industrie, namentlich die

Großindustrie, ist für strikte Bei-behaltu-ng der -Prohibition, weil
der Arbeiter sein Geld nicht vertr"inken, sondern in Industrie-

artikeln anlegen soll, und weil man eine Wiederkehr der blauen

Montage fürchtet, sie unter der Herrschaft des alten ,,Saloon«
gang und gäbe waren. Der Süden ist einhellig trocken, weil er

den betrunkenen Neger fürchtet, und ebenso trocken sind das ge-

såimtePuritanertumund der größte Teil der Frauen. Gerade ein
meri a, das wieder zur alten Prosperity ansteigen will, das also

eine neue Jnduftrieblüte gebraucht, hat im großen Durchschnitt gar
nicht die Neigung, wieder naß zu werden. Vielleicht daß man den

Volstead Art revidiert, der ein Ausführungsgesetz ist zum achtzehnten
Verfassungszusatz Aber dies Amendment selber wird schon des-

halb auf lange hinaus in Wirksamkeit bleiben, weil die Änderung
einer Verfassungsbestimmung in den Vereinigten Staaten ungemein
schwierig ist. Das achtzehnte Amendment konnte im Kriegstrubel
durchdringen, Wege aber, es im Frieden zu beseitigen, sind kaum
erkennbar. Adolf Grabowsky.

«

Wahlen in Norwegen.
Die kürzlichenNeuwahlen in Norwegen haben für das Land

selbst zunächstdie Bedeutung, daß ihr Ergebnis für die ganze Session
des Stortings, das heißt drei Jahre, gültig ist, da die Volksvertress

tung nach der Verfassung sich weder selbst auflösen noch durch den

König aufgelöst werden kann. Das besondere Interesse ian diesen
Wahlen galt aber auch der Frage nach der Vorherrschaft der Arbeiter-
partei, und diese Frage interessiert das Ausland ebenso wie bej den

Wahlen in Deutschland, Finnland, Österreich.
Die Möglichkeit, daß die norwegische Arbeiterpartei die absolute

Mehrheit gewinnen könnte, von 59 Mandaten auf 76 steigen, be-

stand wohl nur in der Theorie, selbst wenn man zu diesen 76 Sitzen
noch die bisherigen Z Kommunisten gerechnet hätte. Aber die

allgemeine Auffassung ging auf ein starkes Anwachsen der Arbeiter-
partei hin, während das Wahlergebnis das Gegenteil brachte. Die

bürgerlichen Parteien nahmen fast alle zu, die Kommunisten ver-

schwanden ganz und die Arbeiterpartei (Sozialdemokraten) verloren
12 Abgeordnete. Eine Gegenüberstellungder Ergebnisse von jetzt
gegen 1927 zeigt das:

Rechte . . . . . . . . . .» 40 (29)
Freisinnige sinke (Freikonserv.) . a ( 2)
Bauern . . . . . . . . . . 25 (26)
Linke. -. . . . ZZ (so)
Radikale Volkspartei . i. . . . l l)
Arbeiterpartei . . -. . . . · . 47 59)
Kommunisten . . . . . . . . 0 Z)

150 l50

Trotzdem die

chParteiegensätzezwischen rechts und links in Nor-

wegen vielleicht s ärfer ind als in den andern skandinavischen Län-
dern (selbst Finnlands; denn der Gegner der Toppo-Bewegung, mit
deren Ziel ja eigentlich die ganzen Parteien einig sind ist gar nicht

-vorhanden), so gibt die Entwicklung und das jetzige Schicksal der nor-

wegischen Arbeiterpartei doch einen hinreichenden Beweis egen die

Radikalisierung dieser Länder. Bis 1918 war die norwegische erbeiters
partei eine große parlamentarische sozialdemokratische Partei wie in

Schweden, Dänemark und Finnland. Seit 1918 begannen aber die

sowjetistischen Einflüsse sich geltend zu machen, so daß die Sozial-
demokraten nur noch als kleine Opposition in der Partei blieben und

,

sich-schließlichganz davon lossagen mußten, als 1921 die Arbeiter-
partei unter diesem Namen der Dritten Jnternationale beitrat und

auch den ganzen Parteiapparat wie die große Presse an sich nahm.
Völlig unter das Joch von Moskau ließen sich die norwegischen
Kommunisten jedoch nicht beugen, mit Ausnahme einer kleinen Min-
derheit, und wurden daher aus der Dritten Jnternationale wieder

ausgeschlossenNunmehr gab es in Norwegen drei Gruppen: l. die
alte Sozialdemokratie, 2. die Arbeiterpartei kommunistischer Rich- (

tung, jedoch unabhängig von Moskau, weder der Zweiten noch der
Dritten Jnternationale angehörig,Z. die kommunistische Partei, Mit-

glied der Dritten Jnternationale. Obwohl auch die Gewerkschaften
sich inzwischen von der Amsterdamer Jnternationale losgesagt hat«
ten, Ohne sich der Moskauer anzuschließen,fanden sich die beiden

ersten Gruppen wieder zusammen und bei den Wahlen 1927 wurde
die Arbeiterpartei mit 59 (-ge·genbisher Z2) Mandaten die stärkste
Stortingsfraktion, während die Moskauer Kommunisten nur Z Man-

date erzielten. Sie übernahm damals auch für kurze Zeit unter

Hornsrud die Regierung, jedoch brachte sie ein eigenes extremes Pro-
gramm und der vereinte Widerstand der den Besitz vertretenden Par-
teien zu Fall. Diese Erfahrung hatte jedoch auf die Arbeiterpartei
bei den jüngsten Wahlen nicht den geringsten Einfluß, man arbeitete
wieder mit der Forderung von Abfchaffung der Monakchie Und der

"

Kirche, mit wirtschaftlichen Ansprüchen,die für die bürgerlichen
Parteien von vornherein als Schreckbildwirken mußten und diesen
viele Wähler zusührten. Das Ergebnis ist, daß die Arbeiterparteien,
statt die Mehrheit zu gewinnen, tatsächlich»untersein Drittel der Ge-
samtmandate gesunken sind. AußenpolitischeVerwicklungen, die
eine absolute Mehrheit der Kommunistischen Arbeiterpartei im Ge-

l

folge hätte haben können, sind damit jedenfalls vermieden.
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Der neue Reichstag.
Die Zusammensetzung des am 14. September gewählten Reichs-

tags hat gegenüber dem vorläufigen amtlichen Er-

g e b n i s , wie es im zweiten Septemberheft S. 286 mitgeteilt
worden ist, einige, wenn auch nicht wesentliche Änderungen erfahren.

Die Zahl der kommunistischen Abgeordneten hat sich infolge Zu-
gangs an Stimmen bei der Feststellung des endgültigen
E r ge b n is s e s von 76 auf 77 erhöht. Sechs Mitglieder der
Volksnationalen Reichsvereinigung sind noch vor Zusammentritt des

Reichstags aus der Deutschen Staatspartei ausgeschieden, so daß diese
Partei nicht in Fraktionsstärke vertreten ist. Die drei auf Tandbunds

listen gewählten Abgeordneten sind der Fraktion des Deutschen Land-
volks beigetreten.

Das Deutsche Tandvolk (Thr-istlich-Rationale Bauern- und Tand-
volkpartei), die Konservative Volkspartei und die Deutsch-
Hannoversche Partei sind im Wahlkampfe insofern zusammen-
gegangen, als sie den gemeinschaftlichen Reichswahlvorschlag Nr. 10
unter der Parteibezeichnung ,,Deutsches Tandvolk (C·hristlich·-
Nationale Bauern- und Tandvolkpartei)« eingereicht haben und auf
diesen ihre Reststimmen aus den Wahlkreisen und Wahlkreiss
verbänden verrechnen ließen. Nach dem Wahlabkommen sollten auf
diesem Reichswahlvorschlag von den Vertretern der drei Gruppen
je soviel Sitze angenommen werden, als der Zahl sder von den

einzelnen Gruppen abgeführten Reststimmen entsprach. Hiernach
würden von den auf diesen Reichswahlvorschlag entfallenen 13 Sitze-n
sieben auf Tandvolkvertreter, fünf auf Vertreter der Konservativen
Volkspartei und ein Sitz auf einen Vertreter der Deutsch-
Hannoverschen Tandespartei getroffen haben. Ein Vertreter der

Tandvolkpartei. der Abg. Mönke, hat indessen an seiner ursprüng-
lichen Verzichtserkläung nicht festgehalten, so daß nur vier Vertreter

der Konservativen Volkspartei in den Reichstag einziehen konnten.
Ob das Mandat des Abg. Mönke rechtsgültig ist, wird das Wahl-
prüfungsgericht beim Reichstag zu entscheiden haben.

Die vier Vertreter der Konservativen Volkspartei haben sich mit

den 14 Vertretern des ChristlichsSozialen Volksdienstes zu einer

Politik als Wissenschaft. Zehn Jahre Deutsche Hochschule für Politik.
Herausgegeben von Ernst Jäckh. Verlag Hermann Reckendorf
G. m. b. H., Berlin sW 48, 510 S., Preis geh. 6 M.

Schon aus dem Titel geht hervor, daß dieses Buch zweierlei
enthält: Einen Rechenschaftsbericht der Deutschen Hochschule für

Politik über ihre ersten zehn Lebensjahre und einen Strauß von

Studien -—· gewissermaßen als Geburtstagsgetschenk —- zu dem

Thema ,,Polit-ik als Wissenschaft«, das sich die Hochschule als Auf-
gabe gestellt hat. Es ist ein stattlicher Kranz von Mit-arbeitern,
der so an uns vorüberzieht. Sie sind allesamt irgendwie Bauleute

bei der Aufrichtung des Werkes der Hochschule gewesen, einerlei,
ob sie nun über die praktische Arbeit berichten oder einen aka-

demischen Beitrag zu den wissenschaftlichen Problemen beissteuern.
Mitarbeiter sind: Ernst Jäckh, Otto Hoetzsch, Georg Cleinow, Adolf
Grabowsky, Fritz PoetzschsHeffter, Max Hildebert Boehm, Albert

Salomon, Carl Mennicke, Theodor Heuß, Johann Strunz, Emil

Dovifat, Goetz Briefs, Hans Simons, Arnold Wolfers, Oswald

Schneider, Erwin Marquardt, Wilhelm Haas, Karl Thieme,
Catharina von Mayer, Sigmund Reumann und Hans Thierbach.

Unter den wissenschaftlichen Beiträgen ragt besonders hervor
der Aufsatz von Jäckh über »Beiträge zum Locarnos und Kelloggs
Vertrag«, der sehr bedeutsame historische Aufschslüsseüber die Ent-

stehungsgeschichte dieser beiden Verträge bietet, der aber insofern
«noch aufschlußreicher ist, als hier in überraschender Weise die

Wechselbeziehung zwischen wissenschaftlicher Theorie und politischer
Praxis in der Geburtsgeschichte dieser beiden Verträge exakt nach-
gewiesen wird. Jnsofern ist dieser Beitrag geradezu ein ,,modernes«
Geschichtsdokument: charakteristisch dafür, wie "etzt die wissenschaft-
liche Denkmethode (nach Medizin, Technik, konomie) auch auf
das Feld der realen Politik übergreift. Auch der Aufsatz von

Otto Hoetzsch über ,,Außenpolitische Bildung und außenpolitische
Erziehung«, der mit erfreulicher Frische und Offenheit die Mängel
des herrschenden wissenschaftlichen Betriebs ·an diesem Gebiete

bloßlegt und zugleich die Wege zur Reform zeigt, ist auf dasselbe
Motiv abgestimmt. Auch er legt den Akzent des pädagogischen
Problems in der Politik auf die Verbindung von Theorie und

Praxis durch den Lehrer. Man kann und muß den Aufsatz von

Hoetzsch von A-—Z unterschreiben und möchte nur wünschen, daß
er in möglichst weite Kreise dringt. Erfreulich ist, daß Hoetzsch
in feinen prgrammatischen Thesen auch aus den Erfahrungen
der Vortragsarbeit der Reichszentrale für Heimatdienst schöpft.
Jn die gleiche Linie gehört der Beitrag von Fritz Poetzsch-Heffter:

360

Blick in die Bücher

Fraktion zusammengeschlossen. Dieser Fraktion sind auch die drei
Vertreter der Deutsch-Hannoverschen Landespartei als Gäste bei-

getreten. Diese Fraktionsgemeinschast will indessen nur technische
Bedeutung haben, um auch den in ih·r vereinigten Gruppen eine

Vertretung in den Reichstagsausschüssen zu ermöglichen.

Die Zusammensetzung des Reichstags ist nunmehr
folgende:

Fraktionen:

Sozialdemokratische Partei Deutschlands . 145 Mitglieder
Rationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei . . . 107 ,,

Kommunistische Partei . . . . . . . . . . 77
»

Zentrum . . . . . . . . . . . . . . . 68 »

Deutschnationale Volkspartei . . . . . . . . 41 »

Deutsche Volkspartei . . . . . . . . . . . so »

Reichspartei des Deutschen Mittelstandes (Wirt-
schaftspartei) .. . . . . . . . . . . 23 «

Deutsches Landvolk (Christlich-Uationale Bauern-
- und Landvolkparted . . . . . . . . . 21 »

Fraktion des ChristlichsSozialen Volksdienftes und
der Konservativen Volkspartei . . . 21 »

Bayerische Volkspartei . . . . . . 19 »

Mitglieder, die keiner Fraktion
a n g e h Z r e n : .

Deutsche Staatspartei . . . . . . . . . . . 14 »

Deutsche Bauernpartei . . . . . . . . 6
»

Volksnationale Reichsvereinigung . . . . . . 6
»

Bei keiner Partei (Abg. Mönke) . . . . . . l »

zusammen 577 Mitglieder

Zum Präsidenten des Reichstags wurde wiederum der Ab-

geordnete Töbe (SPD), zu Vizepräsidenten wurden die Ab-

geordneten GraefsThüringen (DNV), Esser-Euskirchen (Z)
und Stähr (USDAP) gewählt.

Ministerialrat Dr. K a i«se n b e r g.

»Die Erziehun.gzum deutschen Staat.« Er ergänzt die Gedanken-

gänge von Hoetzsch sozusagen nach der innenpolitischen Seite in

glücklicherWeise. Auch sein Beitrag müßte gemeinsam mit dem

von Hoetzsch ins Volk gebracht werden. Bemerkenswert ist,
daß er den »Gedanken des deutschen Nationalstaates« als

Aufgabe und Ideal an die Spitze dieser neuen ,,Erziehung
zum deutschen Staat« stellt. Besonders gut gelungen und lehr-
reich erscheint uns eine Bemerkung wie die e: »Ist es aber
einer großen Nation würdig, daß nur ihr chaden ihr Lehr-
meister sein kanns-« Fast wie ein Motto über weite Partien
der deutschen Geschichte mutet uns diese glücklichePrägung an.

Auch was Georg Cleinow über »Die eurasischen Probleme als

Lehrfach«, was Adolf Grabowsky über ,,Staatserkenntnis durch
räumliches Denken«, was Max Hildebert Boehm über ,,Erziehung
zur Deutschtums olitik«, Albert Salomon über ,,Jnnenpolitische
Bildung«, Carl ennicke über »Politik und Pädagogik«, Johann
Strunz über »Politik und Schule«, Emil Dovifat über »Diepolitische
Schulung des Journalisten« und Goetz Briefs über ,,Jngenieur und

politische Bildung« zu sagen haben, ist in jedem einzelnen Falle in-

struktio. Für den praktischen Pädagogen der Politik ist besonders in-

teressant darunter der Aufsatz von Salomon und der von Strunz. An
dem Beitrag von Goetz Briefs ist besonders treffend, was er über den

,,tragischen Konflikt« des Jngenieurs zu sagen hat, dessen»Betriebs-
umwelt stärker politisiert ist als er selbst, und überwiegend politisch
in andere Richtungen strebt als er selbs «. Hier spürt man, wie ein
modern denkender Hochschulprofessor die Spannung zwischen der

traditionellen Lehrweise und den praktischen Erfordernissen der

Gegenwart wirklich erkannt hat und nach Lösungen strebt. Der

Beitrag von Theodor Heuß über ,,Friedrich Naumann als politischer
Pädagoge« ist fast eine Ergänzung zu dem Einleitungsaufsatz von

Ernst Jäckh über die Arbeitsberichte. In diesem Einleitungsaufsatz
— ,,Zur Gründung und Entwicklung der Deutschen Hochschule für
Politik« legt Jäckh zum erstenmal die Fäden und Zusammenhänge
dar, die zur Gründung der Hochschule geführt haben und ihre ver-

schiedenen Entwicklungsstadien. Hans Simons, der , langjährige
Direktor, schreibt über »Lehre und Tehrer«. Vor allem fördernd
scheint uns darin, was er über Wert und Grenzen der ,,Versach-
lichung« der politischen Pädagogik ausführt. Sein Nachfolger
Arnold Wolfers gibt einen praktischen, mit Ziffern belegten Bericht,
der die stetig aufsteigende Entwicklungskurve und die allmähliche
Klärung in Ziel und Methode aufzeigt. Der ehemalige Direktor der

Personalabteilung des Auswärtigen Amtes, Oswald Schneider, be-
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richtet über Ausbildung der Attaches des Auswärtigen Amtes in

Zusammenarbeit mit der Hochschule für Politik. Es folgen dann

die Berichte über die einzelnen Seminarien der Deutschen Hoch-
schule für Politik; des Sozialpolitischen Seminars (Earl Mennicke),
des Geopolitischen Seminars (Adolf Grabowsky), des Staatsbürger-
kundlichen Seminars (Iohann Strunz), des Deutschtumsseminars
(Max Hildebert Boehm), des Eurasischen Seminars (Georg
Cleinow) und über die Volksbildnerkurse (Erwin Marquardt).
Über die Auslandsarbeit berichtet Wilhelm Haas. Sodann in in-

teressanter und anregender Weise Karl Thieme über den äußerst
verdienstlichen »Literaturbericht«der Hochschule für Politik, den kein

Politiker missen möchte, schließlich über die Bibliothek Catharina
von Meyer, das Archiv Sigmund Neumann, über die Hörerschaft
und den HörerausschußHans Thierbach. Jn einem Anhang sind
noch verschiedene Statistiken und Daten über die sonstige praktische
Arbeit der Hochschule in ihrem ersten Dezennium mitgeteilt.

Im ganzen gibt dieser Epilog, der gleichzeitig ein Prolog ist,
ein erfreuliches Bild von einem regen schaffenden, geistigen und

praktischen Leben. Er ist intern ein Dokument dafür, daß hier eine

Gemeinschaft von Männern und des Willens im Werden ist, die

Gemeinschaftsarbeit im höchstenund schwierigsten Sinne leisten will.

Er ist extern ein Dokument dafür, daß die geistigen Schöpfungskräfte
des deutschen Volkes in der Politik trotz des Zusammenbruches
immer noch ungebrochen sind, und daß hier an einem positiven Objekt
ein Stück der Wiederaufbauarbeit geleistet worden ist, die versucht,
an moralischen Kräften zu ersetzen, was die Nation an materiellen
verloren hat — um in der Sprache Friedrich Wilhelms III. nach
dem Zusammenbruch Preußens zu sprechen.

’

Ziegler.

Die Grundrechte und Grundpflichten der Reichsverfassung. Heraus-
gegeben von Prof. Dr. H a n s N i pper d ess. Verlag Reimar

Hobbing, Berlin. 2. Band, 510 S. preis Zo RM.

Auf den ersten Band dieses grundlegenden Werkes, der die

Artikel 102 bis 117 zum Gegenstand hatte und der kurz vor dem

zehnten Verfassungstage im vergangenen Sommer erschienen ist
(siehe Besprechung im ,,Heimatdienst«9. Jahrg. Nr. 15), ist nun-

mehr der zweite Band dieses großen Spezialkommentars für den

zweiten Teil der Reichsverfassung gefolgt. Er behandelt in 16 Ein-
zeldarstellungen, die durchweg von hervorragenden Sachkennern
stammen, die Artikel 118 bis 142.

Aufs neue zeigt sich die erhebliche praktische Bedeutung und

starke Aktualität, die diese ursprünglich oft als einigermaßen theo-
retisch, doktrinär und lebensfern angesehenen Vorschriften der

Reichsverfassung gewonnen haben. Ob es sich nun um die ver-

fassungsmäßige Festlegung von Grundsätzen über die Ehe, die
Familie, die Mutterschaft oder um das Elternrecht, die Stellung
der unehelichen Kinder, den Iugendschutz oder auch um die Prin-«
zipien von Zensur und Meinungsfreiheit, Versammlungs- und Ver-

einsrecht, Petitionsrecht handelt: ganz offensichtlich sind dies
alles Gegenstände, die in der praktischen Gesetzgebung unserer
Tage —- es sei nur an die Strafrechtsreform und das Republiks
schutzgesetzerinnert —- eine große Rolle spielen. Mindestens ebenso
stark haben in letzter Zeit, vor allem anläßlich des Volksbegehrens,
die Bestimmungen über die Wahlfreiheit und das Wahlgeheimnis
oder über die Rechte und Pflichten der Beamten die foentlichkeit
bewegt. Probleme der Selbstverwaltung sind nicht weniger aktuell
als solche der verfassungsmäßiggeforderten Gleichheit in der Lasten-«
verteilung. Die grundlegenden Verfassungsartikel über die Glau-
bens- und Gewissensfreiheit und über die Religionsgesellschaften
haben bei der Neuregelung der

Beziehunäebnzu den Kirchen isn

Preußen aktuelle Bedeutung gewonnen. er die Tragweite der

prinzipiellen Bestimmungen über die Freiheit von Wissenschaft und

Kunst für die Entwicklung unseres kulturellen Lebens bestehen in
einer Zeit, in der die Diskussion über Fragen der Hochschulreform,-
über das Schunds und Schmutzgesetz, über die Filmzensur und

ähnliche Themen nicht abreißt, wohl keine Zweifel.
Dies mögen nur einige Beispiele fein, die zeigen, in welchem

Maße die Grundsätze des zweiten Teils der Reichsverfassung auf
politische Tagesfragen einwirken. Besonders wertvoll wird der
Kommentar durch seine sehr ausgiebigen Verweisungen auf die

Spezialgesetzgebung, Literatur und Rechtsprechung Er kann daher
als ein für Wissenschaft und Praxis gleich wertvolles Werk emp-
fohlen werden; dem dritten Band, der das Werk abschließen soll,
darf man mit Interesse entgegensehen.

Das Reich in Etappen. (Zu Pinnows Deutscher Ge-

i ch i chte—)

Hermann Pinnocw setzt an· den Anfang seiner in der

Frasnkfurteir Verlagsanstalt A.-G. erschienenen ,,Deuts chen Ge-

s chichte, Volk und Staat in tausend Jahren« die sinnfäll Be-
trachtung von der inneren Kongruenz zweier großen Erie gnisse.
Wie in der Wahl des Sachsenherzogs Heinrich zum deutschen König
der Wille der deutschen Stämme zum Ausdruck kam, eine eigene

staatliche Gemeinschaft zu gründen, so wurden die Männer der

Weimarer Nationalversammlung, ein Iahrtausend später, von dem

Willen geleitet, den von dem Kriege und den so ialen Strömungen
des Jahrhunderts erschütterten Reichsbau zu er alten, in Freiheit
und Gerechtigkeit zu erneuern und dem inneren und äußeren
Frieden zuzuführen.

In tvier großenEtappen vollzieht sich nach Pinnow der Aufbau
des Reiches. Auf das frönkischeGroßreich folgt das Reich der

deutschen Kaiser. In hellem Glanze erstrahlt des Reiches
Herrlichkeit unter dem Fürstengeschlechtder Staufen dessen Stern

so jäh erlosch, wie er aufgegangen war. Heiße Kämpfe werden schon
Jetzt zwischen iweltlicher und geistlicher Macht ausgefochten, die ihren
Höhepunkt erreichen in dem Bußgang Heinrichs IV. nach Ganossa.
Kreuzzlige füllen die Epoche »aus. Reichtum fließt vom Osten nach
dem Westen. Einige Jahrhunderte später ist es Amerika, das seine
Goldadern auftut. Brandenburg und- die Ostseeprovinzen, Schlesien
und Böhmen wenden svon deutschen Menschen besiedelt. Glan und

Herrlichkeit ides deutschen Namen-, Denkens und Fühlens Finden
ihre künstlerischeVerwirklichung in groß-artigenBauten, profanen
und kirchlichen sMeisterwerken des romanischen und hochromanischen
Stils. Walther von der Vogelweide jubiliert seine berauschenden
Minineliieder in die Welt. Hartmann von Aue, Wolfram vonEschens
bach, Gottfried von Straßburg stoßen zum ersten Mtale aus der rein

kirchlichen Atmosphäre in das Bereich des allgemein Mensch-
lichen vor.

·

Auf die Zeit der Kaiser folgt ials zweite Etappe das B ü -r g e r -

tum. Die drei Jahrhunderte von 1200 bis .1500 werden ausschlag-
gebend für die Bildung einer deutschen Volk-gemeinschaft Städte

sprießen aus der Erde, ein reicher Kaufmannsstand bildet sich. Das
Rittertum swird vom Bauerntum abgelöst. Neue Ideale reifen. Mit
den Stäidten entwickelt sich der Hansdswevkerstandund das Zunft-
wesen. Geschriebenes Recht und Gesetz bürgern sich ein. Als erster
Vorbote einer neuen Zeit meidet sich im Humanismus die Kritik
an den bestehenden politischen und kirchlichen Zuständen der Zeit.
Hatten und Erasmus iverkörpern ziwei Richtungen dieser von

geistigen Kalkülen gelasdenen Hucmaniitätszeit,die fühlende und
denkende Richtung tm nationalen und europäischenBewußtsein

Kein Zufall ist es, daß Reformationszeit und Werden und

Wachsen des fürstlichen Asbsolutismus in der dritten

Periode der deutschen Geschichte zusaininenfallen Nutznießer der

religiösen Freiheitspredsigtwaren nicht die Bauern, die sich im

Iashre 1525 gegen ihre kirchlichen nnd weltlichen Fronhersren auf-
lehnten. Gestärkt ging die Fürstenmacht aus den Religionskriegen
hervor, und während sich auf deutschem Boden die gasnze Lava
internationaler Söldnerheere über blühende Städte und Dörfer
ergoß, sammelte sich in fürstlicherHand die Absolutheit einer poli-
tischen Macht, die mit Bomben und Granaten jeden freiheitlichen
Ruf ihrer Völker niederkartätschenkonnte. Barock wie diese fürst-
liche Allgewalt war die Richtung der Kunst. Erstarbenwar die

Klarheit des Denkens. Die hohe aufstrebende Line des gotischen
Doms, die monumentale Schwere der romanischen Basilika ver-

drängte das pittoreske, verschnörkelte Spiel barocker Formen und
Töne. Deutsche Soldaten wurden an fremde Länder verkauft. Aus
den Kasemattendes Hohenasperg dröhnten die dumpfen Lieder des

eingekerkerten schwäbischen Dichters Schubart, der dem nieder-

gehenden Absolutismus sein Grablied sang. Am Ende dieser drei-

hundertjährigen Leidensgeschichte steht die wohlverdiente «Napoleo-
nische Gefangenschaft der deutschen Fürsten, die mit einer kühnen
Tat zu Ende ging: Das deutsche Volk stand auf und trieb unter
Steins und Scharnhorsts Führung den fremden Eroberer aus

dem Land.

Fürstliche Machst undf
»
Herrschaft hatten den deutschen Staat

zweimal auf dem Tiefstand der geschichtlichsenEntwicklung gezeigt.
Das 19k Jahrhundert kündete sei-ne großen sozialen Umwälzungen
durch die-dumpfen Hammers chläge der französischenRevolution an.

Nach billigen Restaurationssahven wurden die Fürsten zum Ein-
lenken gezwungen. Nur Preußen und Osterreich z.ögerten. Das

Jahr 1848 brachte auch hier ein-e Wandlung Von der konstitutios
nellen Monatchie kwar es kein weiter Schritt mehr iur

Deine kratie. Deutsch-land:ist diesen Weg nicht gegangen. Die
Wogen der Geschichte gingen über jeden Rettungsverfuch hinweg;
und das deutsche Volk fand sich in einer neuen Staatsform zu
ersprießlichemArbeiten zusammen.

Herinann Pinnow, dessen ernstes und geformtes Buch den

Versuch·darstellt,die deutsche Geschichte von der Arbeit des Volkes
her zu til-erschauen sieht »in dem heutigen Streben nach idem deut-
schen Einheitsstiaat die Verwirklichung des demokratischen Ge-
dankens. Aber nur die Form schafft Leben, die vom Geiste erfüllt
ist. Und so ergibt sich als Ausblick seiner »DeutschenGeschichte-«
die Aufgabe, den Staat von Weimar mit Geist zu erfüllen, ihn
immer tiefer im Volksbewußtsiein zu ver-ankern und zu dem zu
machen, was er sein soll. zu einem wahren Volksstaat aller Deutschen
und deutschfühlendenMenschen, die ein Ziel vor sich haben.

Dr. Paul Herzog.
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